
Vierteljährlicher Abonnements Preis
für Halle und unſere unmittelbaren
Abnehmer: 25 Sgr. Durch die reſp.

Poſt Anſtalten überall nur:
1 Thlr.

Halliſche
für Stadt

Jn der Exvedition des Couriers.

Der Conrier. Jnſerate für den Courier werden an
genommen: Jn Leipzig in der
Buchhandlung von H. Kirchner,
Univerſitätsſtraße, Gewandhaus Nr. 4.
Jn Magdeburg in der Creutz
ſchen Buchhandlung, Breite

weg Ro. 156.

Zeitung
und Land.

Redakteur Dr. Schadeberg.

Halle,
Hierz

r r

Verzeichnißder in
der öffentlichen Sitzung der Stadtverordneten

am 24. Juli c. zu verhandelnden Gegenſtände.
Genehmigung zur Anlage eines Kanals am Hauſe des
Fleiſcher Haller.

2) Verpachtung von Frelenfelder Acker an den bisherigen Päch-
ter Roſch.

3) Mittheilung eines Reſcripts, den Pfarrhausbau zu Neu-
markt betr.

4) Bewilligung freien Feuerungsmaterials für den Gefangen-
wärter.

5H) Einführung des Superintendenten Hrn. Dr. Franke.
6) Geſuch um Ausführung mehrerer ſtädtiſchen Arbeiten.
7) Mitvollziehung des Fehlingſchen Pachtkontrakts.

Bei der heute beendigten Ziehung der ſten Klaſſe 98ſter Königl
Klaſſen- Lotterie fiel der Hauptgewinn von 5000 Thlr. auf Nr. 37,104;
1 Gewinn von 1000 Thlr. anf Nr. 58,017; 2 Gewinne zu 500 Thlr.

fielen auf Nr. 5849 und 46,686 3 Gewinn zu 200 Thlr. auf Nr. 2174.
33,124 und 83,915 und 4 Gewinne zu 100 Thlr, auf Nr. 12,462.
14,155. 38,366 und 74,874.

Berlin den 20. Juli 1848.
Königl. General-Lotterie-Direction.

Deutſchland.
Berlin, d. 21. Juli. Der Fürſt Konſtantin Suzzo,

Statthalter der Wallachei, iſt nach Wien von hier abgereiſt.
Berlin d. 22. Juli. Se. Maj. der König haben geruht:

Dem Univerſitäts-Secretair Meyer zu Halle das Pradikat
Kanzlei Rath beizulegen.

Die Commiſſion zur Bearbeitung des Verfaſſungs-Ent-
wurfs glaubt ihre Arbeit in acht Tagen zu erledigen. Der
Entwurf geht dann in die acht verſchiedenen Abtheilungen,
um hier einer Vorprüfung zu unterliegen. Iſt dieſe erfolgt,
ſo beginnt die Plenarberathung, in welcher die Verfaſſung
die definitive Beſchlußnahme der National- Verſammlung er-
hält. Wir erkennen gern die günſtigen Ausſichten, welche die
Thatigkeit der Verſammlung uns in neuerer Zeit, namentlich

Sonntag den 23. Juli
eine Beilage.

1848.

durch ihre Verhandlungen und Beſchließungen uber den Ja-
coby'ſchen Antrag eröffnet hat. Wir hoffen daher auch, daß
man ohne der Grundlichkeit der Prufungen Eintrag zu thun,
ſich ſo viel als moöglich beeilen werde, um dem Lande jenes
wichtigſte aller Geſetze zu verleihen. Der Buürgerwehrge-
ſetzentwurf ſoll in der Vorberathung ſo gut wie erledigt ſein
und wird wohb in nachſter Zeit bereits zur Plenarberathung
gelangen. Tief eingreifende Aenderungen ſcheinen nur wenig

veliebt zu ſein. (Berl. Voſſ. 3.)Das Miniſterium der geiſtlichen Unterrichts und Medi-
zinal- Angelegenheiten hat ausgeſprochen, wie es fortan keinem
Bedenken unterliege, daß auch Kirchen, Schulen, milde Stif-
tungen und andere offentliche Anſtalten, ſo weit es ihre Mit-
tel geſtatten, ſich bei der freiwilligen Anleihe betheiligen, und
in politiſcher Hinſicht es ſelbſt im Jntereſſe der gedachten An
ſtalten rathſam erſcheine, wenn dieſe Betheiligung in ſolchem
Umfange erfolge, als verfugbare und ohne Verluſt realiſirbare
Fonds vorhanden ſeien.

Die Stellung, welche Preußen zu Deutſchland
einzunehmen hat, iſt eine ſo ſchwierige, und die von Frank
furt aus an daſſelbe geſtellten Forderungen in den Opfern
fur ſeine Selbſtſtändigkeit ſind ſo ungemeſſener Art, daß es
dem Miniſterium, welches Preußen fur Deutſchland zu er-
halten bemuht ſein muß, auch nicht moöglich geworden iſt,
ſich mit dem Prof. Roſenkranz über die allgemeinen po-
litiſchen Fragen zu vereinigen er befindet ſich etwa in dem
ſelben Falle wie Herr Rodbertus. Wahrend des auf dieſe
Weiſe noch fortdauernden Jnterimiſticums verdient ſich der
Präſident Herr v. Ladenberg durch ſeine wahrhaft auf-
opfernde Thätigkeit eine allgemeine und vorzugliche Aner
kennung; ſelber ins Miniſteriums zu treten, ſoll er abge-
lehnt haben, doch wird er jedem folgenden Miniſter ein un
entbehrlicher Director ſein, weil Keiner, wie er, ſeit Jah-
ren den Gang der Geſchäfte in gleicher Weiſe geleitet hat.
Wer etwa nun fur die Beſetzung des Miniſteriums der
geiſtlichen c. Angelegenheiten in Frage kommen konnte, iſt
durchaus noch nicht bekannt, und die Aufgabe, welche daſ
ſelbe zu loöſen hat, eine dermaßen ſchwierige, daß die Wahl
eine beſondere Sorgfalt erheiſcht. Preußen, der Staat der



e

Jntelligenz, ſucht Wochen und Monate lang nach einem be
fahigten Unterrichts Miniſter! (Sp. Ztg.)

Privatbriefe aus Hadersleben vom 17. ſtellen die Aus
ſicht auf den Abſchluß eines langeren, den Frieden vorbereiten-
den Waffenſtillſtandes noch in einige Entfernung, da unbe-
dingt die Ratifikation dazu von dem Erzherzog Reichsverwe-
ſer eingeholt werden muß, und ſchon dies bei der großen Ent
fernung deſſelben vom Kriegsſchauplatz eine anſehnliche Zeit
erfordert. Der General Wrangel halt uübrigens die preußiſche
und deutſche Ehre in den von ihm aufgeſtellten Bedingungen
mit Entſchiedenheit aufrecht. Jn Malmoö ſchweben ebenfalls
noch Unterhandlungen ob, die den Abſchluß a

ten. (V. Z.Berlin, d. 20. Juli. Die deutſche Bundes-Verſamm-
lung hat in ihrer 27ſten diesjahrigen Sitzung vom 2. April
d. J. den Beſchluß gefaßt, „daß, nachdem die ſeit dem Jahre
1819 erlaſſenen ſogenannten Ausnahme- Geſetze des deutſchen
Bundes unter veraänderten Umſtänden bereits allenthalben au-
ßer Wirkſamkeit getreten, dieſelben fur ſammtliche Bundes-
ſtaaten aufgehoben, mithin als bereits vollig beſeitigt zu be
trachten und, wo es noch erforderlich befunden werden ſollte,
darüber die nothigen Bekanntmachungen zu erlaſſen ſeien.
Dieſer Beſchluß begreift, wie ſich auf desfallſige amtliche Ruck-
fragen naher herausgeſtellt hat, auch die im Jahre 1819 we-
gen der Anſtellung von außerordentlichen Regierungs-Bevoll-
machtigten bei den deutſchen Univerſitaten gefaßten Bundes
beſchluſſe in ſich. Es iſt daher von verſchiedenen Seiten her,
ſowohl von den akademiſchen Senaten, als auch von außer-
ordentlichen Regierungs Bevollmachtigten ſelbſt, der Antrag
geſtellt worden, dem desfallſigen Beſchluſſe auch auf den preu-
ßiſchen Landes Univerſitaten unverzugliche Folge zu geben und
die Thaätigkeit der außerordentlichen Regierungs-Bevollmach-
tigten außer Wirkſamkeit treten zu laſſen. Das Miniſterium
der geiſtlichen, Unterrichts und Medizinal- Angelegenheiten hat
dieſen Antragen entſprochen und zu dieſem Ende die außer-
ordentlichen Regierungs Bevollmachtigten an den dieſſeitigen
Landes-Univerſitaten veranlaßt, ſich der auf dieſer Eigenſchaft
beruhenden Funktionen in Zukunft zu enthalten und ſich ledi-
lich auf diejenige Wirkſamkeit zu beſchranken welche bereits
die fruühere Geſetzgebung, namentlich die Verordnung wegen
verbeſſerter Einrichtung der Provinzial-, Polizei und Finanz-
Behörden vom 26. December 1808, deren Beſtimmungen
ſich in Nr. V. der Jnſtruktion vom 18. November 1819 wie-
derholt finden, den Kuratoren an den Univerſitäten beigelegt.
Die bereits eingeleiteten und ſchnell vorſchreitenden Verhand-
lungen und Berathungen der Univerſitäten uüber deren kunf-
tige Geſtaltung erſtrecken ſich auch auf die etwanigen Abände-
derungen in der Einrichtung der Univerſitats-Kuratorien. Es
wird daher darüber zu ſeiner Zeit das Weitere im geſetzlichen
Wege verordnet werden. (Pr. St. Anz.)

Stettin, d. 19. Juli. An ein hieſiges Handlungs- Haus
iſt heute ein Schreiben des Generals von Wrangel eingegan-
gen, datirt Hadersleben den 16. Juli. General von Wrangel
geſtattete darin bereitwillig, daß ein hier bald vom Stapel
laufendes Schiff mit ſeinem Namen belegt werde, und erwahnt
ſchließlich in Bezug auf die Kriegs und Friedensaſpekten:
„„Meine lieben Stettiner werden uüber die Verzögerung des
Waffenſtillſtandes mit vollem Recht entruſtet ſein, wodurch
ihre Schiffe zurückgehalten werden, und der ganze Handel
zum Unglück von vielen tauſend Familien darniederliegt.
Alles dieſes ſehe ich wohl ein, und beklage das troſtloſe Ge
ſchick der ehrenwerthen Kaufmannſchaft von Herzen, doch ei
nen ſchmachvollen Waffenſtillſtand zu unterzeichnen, werden die

mir fordern. Jch habe aber die Hoffnung, daß der Waffen-
ſtillſtand unter annehmbaren Bedingungen in Kurzem zu
Stande kommen wird, freilich geht durch die Rückfrage nach
Kopenhagen einige Zeit hin. (V. 3.)

Swinemünde, d. 18. Juli. An Bord des heute von
St. Petersburg angekommenen Dampfſchiffes Wladimir iſt
alles geſund. Morgen Mittag erhalt daſſelbe, in Anrech
nung ſeiner Reiſetage, freie Practica. Der General v. Pfuel
befindet ſich ebenfalls am Bord. Nach Mittheilung des Capt.
Duhamel iſt die Cholera in St. Petersburg ſehr im Abnehmen.

Rendsburg, d. 18. Juli. Heute wurde die Staände-
verſammlung wieder eröffnet. Jn Beziehung auf den Wafs-
fenſtillſktand nahm der Kommiſſar das Wort, und bemerkte,
daß für jetzt nur eine Waffenruhe beſtehe, die morgen Abend
ablaufe, bis zu welcher Zeit man einer Entſchließung der
kommandirenden Generale an dem Orte der Verhandlung ent-
gegenſehe. Es wird demnach über einen längeren Waffenſtill
ſtand unterhandelt, und wenn ein ſolcher zwiſchen den beiden
Oberbefehlshabern zu Stande kame, ſo wurde ja auch deuts-
ſcher Seits die Ratifikation des Reichsverweſers erforderlich
ſein hinſichtlich einer Waffenruhe von langerer Dauer und
wurden alſo noch wohl mehrere Tage hingehen, ehe es zu ei-
nem beſtimmten Reſultate kame. Dabei müſſe er bemerken,
daß die proviſoriſche Regierung nur eine offizielle Kunde da-
von erhalten habe, daß Waffenruhe eingetreten ſei, jedoch nicht
wegen der ein;elnen Punkte, uber welche verhandelt werde.
Uebrigens kamen, einer vertraulichen Mittheilung zufolge, bei
den Unterhandlungen zwei Punkte in Betracht: Fortbeſtehen
oder Abtreten der proviſoriſchen Regierung und die Stellung
und Verhaltniſſe der ſchleswig-holſteiniſchen Truppen. Was
den erſteren Punkt betreffe, ſo habe er ſich ſchon fruher da
hin ausgeſprochen, daß die proviſoriſche Regierung, ſo lange
ſie ſich des Vertrauens des Volkes vergewiſſert halte, nicht
abtreten werde und nur einer in Uebereinſtimmung mit den
Wünſchen des Volkes eingeſetzten Regierung Platz machen
wolle, oder auf Verlangen des Reichsverweſers abtreten wurde.
Was die Stellung der ſchleswig-holſteiniſchen Truppen anbe-
lange, ſo werde die proviſoriſche Regierung, ſo viel an ihr
liege, nie darin willigen, daß die regularen Truppen aufge
löſt oder theilweiſe entwaffnet werden ſollten, ſondern daß ſie
es als nothwendige Bedingung betrachte, daß die Truppen
zur Dispoſition der Landes- Regierung geſtellt und von derſel-
ben die Verpflegung und weitere Ausbildung der Truppen
beſorgt werde.

Kiel, d. 16. Juli. Geſtern lief das erſte der hier im
Bau begriffenen Kanonenboöte unter dem freudigſten Hurrah
ruf der zahlreichen Zuſchauer vom Stapel und machte darauf
einen trotz der Ungeübtheit der Ruderer ſehr gelungenen Ver
ſuch einer Ruderfahrt bis zur Bade- Anſtalt und zurück. Die
Kanonen zu demſelben ſind in der Eiſengießerei der HH.
Schweffel u. Howald gegoſſen und ſollen gut gelungen ſein.

Kiel, d. 18. Juli. Seit der Rückkehr des Grafen Re
ventlow aus Berlin, welcher dort dem Vernehmen nach die
Verſicherung erhielt, daß der Waffenſtillſtand ohne eingeholte
Billigung der Centralgewalt von Frankfurt nicht ratificirt
werden ſolle, glaubt bei uns eigentlich Niemand mehr, daß
ſolcher in der bisher fraglichen Weiſe zu Stande kommen werde.
Eben ſo wenig aber vermuthet man ein baldiges Einrücken
in Jütland oder überhaupt den Eintritt ernſter Kriegsbegeben-
heiten, weil die CEentralregierung die vorliegenden Waffenſtill-
ſtands Bedingungen offenbar nicht völlig zurückweiſen, ſon
dern nur modificiren wird, mithin die Unterhandlungen wahr-
ſcheinlich fortgehen, da auch die daniſche Regierung hinreichende

braven, ihrem theuren Könige treuen Pommern nicht von Gründe gehabt haben wird, die Fortſetzung des Krieges



nichts oder doch nur weniges zu berichten.

nicht zu wünſchen, als ſie ſich zum Nachgeben überhaupt ge

neigt zeigte. (A. M.)Hamburg, d. 18. Juli. Es wird verſichert, daß der
zwiſchen den Generalen Wrangel und Hedemann abgeſchloſſene

Waffenſtillſtand um 24 Stunden, d. h., alſo bis zum 19. d.
M., Abends 10 Uhr, verlängert worden ſei, offenbar in der
Abſicht, den definitiven Beſcheid aus Kopenhagen abzuwarten.

Flensburg, d. 18. Juli. Morgen früh verlaſſen un
ſere beiden Bataillone Braunſchweiger uns wieder. Sie ſind
nicht ganz damit einverſtanden, indem es wieder heißt: zur
großen Parade!« Das ganze zehnte Armee- Corps ſoll para-
diren. Geſtern Morgen und Nachmittag kamen ſammtliche

Freicorps hier an heute Morgen 6 Uhr marſchirten ſie ſchon
weiter nach Rendsburg.
werden fur drei Tage Lebensmittel mitgenommen.
burtstag des Herzogs v. Auguſtenburg ſoll morgen auf echtem
Kriegsfuße gefeiert werden.
Parade bei Hockerup (3 Meilen von hier) ſtatthaben. (H. C.)

N. S. Zur morgenden Parade
Der Ge-

So viel man jetzt weiß ſoll die

Des Neuen iſt
Unſere Schles-

wigHolſteiniſchen Truppen haben Cantonnements in Amte

Aus dem Lager, d. 17. Juli.

Hadersleben bezogen und halten die Kirchſpiele Maugſtrup,
Sommerſtedt, Oxenwatt, Jels, Nuſtrup, Jaegerup, Skryd-
ſtrup, Hammelef und Moltrup beſetzt, uüben ſich täglich im
Exerciren nach dem neu eingefuhrten Preußiſchen Regle-
ment und machen abwechſelnd in der Stärke eines Ba-
taillons mit Cavallerie Abtheilungen größere Recognosci-
rungen bis an die Koöönigsau. Das Reſultat dieſer Re-
cognoscirungsmarſche iſt denn gottlob das, daß der Dane
doch nicht mehr wagt, ſeinen Menſchenraub ferner im Nor-
den Schleswigs auszuuben. Feindliche Patrouillen, ubri-
gens nur ſchwache, kommen allnaächtlich ſudlich der Kö
nigsau, wahrſcheinlich um von „patriotiſch“ geſinnten Be
wohnern Erkundigungen einzuziehen. Aus den Berichten
unſerer Patrouillen ſcheint hervorzugehen daß der Feind
die Uebergänge bei Foldingbroe und Skodburg nicht mehr,
und nur von Vamdrup und Badſtrup bis Kolding die
Grenze beſetzt hält. Begreifen kann man diejenige Politik
nicht, welche unſern Truppen verbietet, die Grenze zu
uüberſchreiten, dem Feinde aber erlaubt, täglich uber die-
ſelbe zu kommen. Das gehoört mit zu den ungeloſten Rath
ſeln dieſes Feldzuges. Jn Wonſild, Meile ſüdlich
von Kolding, arbeiten die Federn der Diplomatie. Jn dem
einen Zimmer ſitzt (ſaß) Reedtz, der alte Daniſche Staats-
mann, der ſein Amt niederlegte, als der Prinz von Noer
Statthalter Schleswig Holſteins wurde in dem andern
Graf Pourtalés. Sie verkehren ſchriftlich mit einander
und die Fruchte ihrer Arbeit hofft man mit jedem Tage

hen Wenn es denn nur eine reife, zeitgemäße a

wird. 3.Darmſtadt, d. 18. Juli. Der Großherzog hat durch
Entſchließung vom 16. Juli den geheimen Staatsrath Dr. H.
K. Jaup zum Miniſter des Jnnern mit dem Vorſitz im Ge
ſammtminiſterium ernannt. Der ausgeſchiedene bisherige pro-
viſoriſche Vorſtand des Miniſteriums des Jnnern, Miniſte-
rialrath Eigenbrodt, iſt, wie man erfahrt, zum Geſandten
des Großherzogthums bei der neuen Eentralgewalt in Frank-
furt ernannt worden. Er iſt bekanntlich ein intimer Freund
Gagerns, der ihn ſelbſt ſo in einer ſeiner erſten Proklamatio-
nen nannte.
Gießen d. 17. Juli. Geſtern iſt eine zu Garbenteich
abgehaltene Volksverſammlung Veranlaſſung zu blutigen Auf-
tritten geworden. Schon als die Großenlindner durch Leih-
geſtern zur Verſammlung zogen haben ſich Jndividuen ein

zelne Jnſulte erlaubt bei der Volksverſammlung ſelbſt ſollen
die Studenten B. (aus Darmſtadt) und C. (aus Sachſen)
offen für Republik geſprochen, die kleine Zahl der Gießener
Republikaner Verſtärkung an den L. und einigen anderen Jn-
dividuen aus einzelnen Orten erhalten haben. Nach einigen
Mißhelligkeiten bei der Verſammlung ziehen die einzelnen Zuge
noch in Frieden ab. Als aber die Großlindner durch Leih
geſtern ziehen, da öffnet ſich ein Thor, es fällt ein Schuß
auf die heſſiſche Fahne und nun ſtürzt eine Rotte aus Leih
geſtern auf die Großlindner zu, um ihnen die heſſiſche Fahne
zu entreißen, mit Waffen aller Art. Bald iſt der Kampf
allgemein, die Großlindner ohne Waffen natürlich im Nach
theile. Es ſind ſehr ſchwere Verwundungen vorgefallen ein
Schuß mit Schrot, Hiebe in den Kopf mit Aexten c. Bald
ertounte die Sturmglocke in mehreren Dorfern, aber die An
kommenden, namentlich die braven Preußen, konnten nicht
einſchreiten, weil ſie die ſtreitenden Parteien nicht kannten.
Der Fanatismus der Rotte in Leihgeſtern war ſo groß, daß
Weiber fortwahrend Steine zutrugen. Abends 11 Uhr noch
ging der Landrichter mit Aerzten eilig nach dem Schauplatz
des Kampfes. Die Unterſuchung wird das Nahere ergeben.
Es iſt offner Landesfriedensbruch und nun zu erwarten, daß
die Regierung und die Gerichte energiſch einſchreiten werden.

Mainz, d. 19. Juli. Heute um 10 Uhr Vormittags
iſt die von hier nach Wiesbaden geſendete Artillerie und Caval-
lerie wieder hier eingeruckt; auch die übrigen Reichstruppen
werden morgen von dort abmarſchiren, da die Waffenabliefe-
rung in größter Ruhe bewerkſtelligt worden iſt.

Wien d. 17. Juli. Die Lebensfrage des Ausſchuſſes
Fortbeſtehen oder Aufloſen Sein oder Nichtſein wurde ge-

ſtern verhandelt; und, nachdem ſich alle Stimmen bis auf
drei) fur das Fortbeſtehen erklart, wurde beſchloſſen: daß der
Ausſchuß nach wie vor ſeine ihm am 26. Mai geſtellte Auf-
gabe: die Aufrechthaltung der Ordnung, Ruhe und Sicher-
heit und die Wahrung der Volksrechte, dem Reichstage un-
tergeordnet, verfolgen werde.

Wien, d. 19. Juli. Auf Antrag des mit der Bildung
eines Miniſteriums beauftragten proviſoriſchen Miniſters des
Jnnern hat Se. Kaiſerl. Hoheit der Erzherzog Johann, als
Stellvertreter Sr. Majeſtät, die Zuſammenſetzung des Mini-
ſteriums in folgender Weiſe genehmigt: Conſeils- Praſident,
Miniſter des Hauſes und des Aeußern: Freiherr von Weſſen-
berg Miniſter des Jnnern: Freiherr von Doblhoff; Miniſter
der Juſtiz: Dr. Alexander Bach; Miniſter des Kriegs:
Graf Latour; Miniſter der Finanzen Freiherr von Kraus
(proviſoriſch) Unter Staatsſecretair im Miniſterium der Fi-
nanzen: Freiherr von Stifft Miniſter des Handels: Theodor
Hornboſtl Miniſter des Unterrichts: Freiherr von Dolbhoff
(proviſoriſch); Unter Staatsſecretair im Miniſterium des Un-
terrichts: Dr. Freiherr von Feuchtersleben Miniſter der öffent-
lichen Arbeiten: Ernſt von Schwarzer.

Jnnsbruck, d. 12. Juli. Ein engliſcher Kurier iſt
von London hier eingetroffen. Er hat Depeſchen fur Lord
Ponſonby uüberbracht. Lord Palmerſton beſpricht darin die
Wahl des Reichsverweſers uüber Deutſchland in der Perſon
des Erzherzogs Johann und mahnt zur Ausgleichung mit
Karl Albert. Er glaubt, daß es ein doppeltes Gluck fur
Oeſterreich ſei, einen Prinzen wie der Erzherzog Johann an
der Spitze von Deutſchland und der eigenen Adminiſtration
zu wiſſen, billigt aber doch, daß Lord Ponſonby das kaiſerl.
Hoflager nicht verlaſſen habe.

Jtalien.
Von der Etſch, d. 14. Juli, Seit ein paar Tagen

erzählt man ſich, König Karl Albert ſei in der Stille nach



Turin gegangen, und wenn die angegebene Urſache richtig
iſt, ſo handelt es ſich um ſchnelle Maßregeln, die Ruhe in
der piemonteſiſchen Hauptſtadt herzuſtellen. Die dortige Reichs
verſammlung ſcheint mit den Geldſubſidien ernſtliche Schwie-
rigkeiten zu machen, und die lombardiſchen Ariſtokraten neh-
men die Miene an, als ob ihre Kaſſen durch die vielen und
heftigen Aderläſſe erſchopft wären die ihnen die bisherigen
Fieberparoxvsmen zugezogen. Viele ſollen die ſchweren Geld
ſendungen ſauer beklagen, die von ihnen zur Anſtiftung der
Emeuten und Barricadendemonſtrationen nach Wien, Peſth
und Prag ſpedirt wurden. Die ſchonen 20-Frankenſtücke,
meinen ſie, waren jetzt dem karg gehaltenen Heer in den Schan-
zen zwiſchen dem Mincio und der Etſch viel zuträglicher. Nach
der Ausſage eines von Verona kommenden Reiſenden nähern
ſich taäglich unbewaffnete piemonteſiſche Soldaten unſern Vor-
poſten und bitten um Brot. Zahlreiche Ueberlaufer ſchildern
die Stimmung der Offiziere und Soldaten im Lager der Feinde
als eine ſehr ungunſtige.

Neapel, d. 8. Juli. Die Deputirten haben ſich end
lich dahin vereinigt, einen Praſidenten zu wahlen. An Ver-
handlungen im Jntereſſe des Volkes iſt bei der Zerriſſenheit
der Zuſtaunde, bei dem Mißtrauen gegen die Regierung nicht
zu denken. Viele Deputirte wollen noch immer die Verſamm
lung nicht als wirkliche conſtitutionelle Kammer anerkennen,
ſondern ſcheinen nur erſchienen zu ſein, um gegen alles, was
ſeit dem 15. Mai geſchehen, zu proteſtiren. Ueber Gefechte
und Schlachten in Calabrien wird ſehr viel auf beiden Seiten
zuſammengelogen. Gewiß iſt, daß beide Parteien ſich mit
ihren taglich neuerfochtenen Siegen bruſten und Siegeslieder
ſingen. Es ſind bis jetzt mehr als 20,000 Mann nach Cala-
brien geſchickt, Kauffahrer ſind in Kriegsſchiffe verwandelt,
und alle Angriffs- und Vertheidigungsmittel ſind aufgeboten,
aber dennoch fand nichts Entſcheidendes Statt.

Dänemark.
Der Luüb. Corr.“ bringt folgende Mittheilung aus Ko

penhagen vom 17., welche die Auffaſſung zeigt, mit wel
cher ſich die daniſche Kriegspartei aufrecht halt. Die Nicht-
unterzeichnung des Waffenſtillſtandes wird als ein Conflict
zwiſchen dem preußiſchen Hofe und der frankfurter Centralge-
walt dargeſtellt und zugleich das Eintreten der ſchwediſch-
norwegiſchen und ruſſiſchen Hülfe als ausgemacht angeſehen.
Sie lautet: „Der Abſchluß des Waffenſtillſtandes hat ſich
zerſchlagen. Der Kammerherr Reedtz iſt mit der Beſtatigung
dieſer Nachricht aus dem Hauptquartier geſtern hierher zurück
gekehrt. Vergebens hat der preußiſche Abgoerdnete Graf Pour-
tales Alles aufgeboten, den General Wrangel zur unbeding-
ten Annahme der in Malmoö vorlaäufig feſtgeſtellten Waffen
ſtillſtandsbedingungen zu bewegen vergebens hat er denſelben
an ſeine Pflichten als „preußiſcher“ General erinnert. Wran-
gel, ermuntert durch Beſeler, bleibt dabei, daß er vor allen
Dingen der deutſchen Centralgewalt untergeordnet und des-
halb vom ErzherzogReichsverweſer Jnſtruktion einzuholen ver-
pflichtet ſei. Er hat überdies erklart, daß nur dann die Ein-
willigung der Centralgewalt in einen Waffenſtillſtand mit Da
nemark zu hoffen ſtehe, wenn die jetzige Stellung der beider-
ſeitigen Armeen während deſſelben beibehalten, und der Fort
beſtand der proviſoriſchen Regierung von Schleswig Holſtein
bis zum Frieden Daniſcherſeits genehmigt werde. (Die
„„Boörſ. H.“ bemerkt hierbei: Der Kammerherr Reedtz iſt
nach Kopenhagen gegangen, gerade zu dem Zwecke, um dieſe
von deutſcher Seite beantragten Zuſaätze zu den Waffenſtill
ſtandsbedingungen der daäniſchen Regierung zur Genehmigung
vorzulegen, und es fragt ſich daher jetzt, ob die daniſche Re
gierung dieſelben angenommen hat oder nicht. Nur wenn das

letztere der Fall geweſen wäre, was man aber ſchwerlich am
17. ſchon in Kopenhagen im Publikum wiſſen konnte, würde
davon die Rede ſein koönnen, daß, wie der öbenſtehende Be
richt behauptet, der Abſchluß des Waffenſtillſtandes ſich zer
ſchlagen habe. Für jetzt alſo muß die Nachricht des „Lübecker
Correſpondenten“ mindeſtens als verfrüht erſcheinen.) So
wird ſich denn alſo der Kampf höchſt wahrſcheinlich bald er
neuern denn in der Frankfurter Nationalverſammlung herrſcht
erſichtlich die Kriegsluſt vor, und Danemark kann mit Ehren
nicht weiter nachgeben, als es gethan hat. Geſtern ſind denn
auch ſofort wieder 3000 Mann von hier zur Armee abgegan
gen, die ſich bei Kolding verſchanzt und bei Snoghoi einen
Brückenkopf zur Deckung des Uebergangs nach Fühnen errich-
tet haben. Unſer Miniſterium der auswartigen Angelegenheiten,
Graf Knuth, hatte auch bereits geſtern in Malmoö eine Un
terredung mit dem Könige von Schweden in Betreff der wei
teren Maßnahmen. Viel wird von dem Erfolg dieſer Be
ſprechung abhangen, denn Rußland hat ſeine bei Möen ſtatio
nirte Flotte zur Verfügung des Königs Oskar geſtellt, und
leicht möchte der Seekrieg nun eine den deutſchen Küſtenſtadten
viel gefaährlichere Wendung nehmen, als es bisher der Fall
war. Wie England es aufnehmen wird, wenn man
Deutſcherſeits den von ihm vermittelten und vom Koönige von
a angenommenen Vertrag desavouirt, ſteht auch noch
ahin.“

Frankreich.
Paris, d. 17. Juli. General Cavaignac ſoll, wie von

mehreren Seiten verſichert wird, ſich gegen die Vorſchläge
ausgeſprochen haben, die Privatdomänen Ludwig Philipps
und ſeiner Kinder zu dem Staatsvermögen zu ſchlagen. Es
ſei dies, ſoll er geäußert haben, dem franzoſiſchen Charakter
nicht angemeſſen.
Vborgeſtern Abend iſt unter ſtarker Kavallerie Bedeckung

ein langer Wagenzug aus dem Artillerie-Depot von La Fere
in Paris eingerückt. Er beſtand aus 12 Wagen mit Hand
Granaten, aus 4 Feldhaubitzen, 6 Feldbomben-Moörſern und
den 10 Kanonen der Schule von St. Cyr. Man ſieht, daß
General Cavaignac gerade das Wiederſpiel der proviſoriſchen
Regierung iſt. er ſpricht ſehr wenig, aber er handelt viel.

Da die Partei des National jetzt am Ruder iſt, ſo iſt
es nicht ohne Wichtigkeit, daß dieſes Blatt heute der von
Lamartine in ſeiner letzten BureauRede entwickelten Frie
dens-Politik unbedingt beitritt und ſich gegen alle Kriegs
und Eroberungsgeluſte ausſpricht. Daſſelbe Blatt, das
oft Mittheilungen aus dem Kabinette des Miniſters der
auswärtigen Angelegenheiten, ſeines ehemaligen Redakteurs,
erhält, bringt folgende kurze Notiz: Von mehreren Seiten
wird der Abſchluß eines Waffenſtillſtandes zwiſchen Deutſch
land und Dänemark angekundigt. Wir hoffen, daß dieſe
Nachricht ſich beſtätigen und daß ſie den Weg zum Frieden
bahnen wird. Deutſchland kann unmoglich gerne die Fort
dauer eines Krieges ſehen, unter dem ſo viele Jntereſſeu
leiden, und der, wir erklären es offen, nicht in Ueberein
ſtimmung mit den edelmuthigen Jnſpirationen einer demo
kratiſchen Politik iſt. Krieg fuühren, um zu erobern und
ſich einzuverleiben, paßt nicht mehr fur unſere Zeit.

Großbritannien und Jrland.
London, d. 15. Juli. Jn der heutigen Sitzung des

Unterhauſes wurde die zweite Verleſung der Bill ber offent
liche Arbeiten in Jrland beſchloſſen. Wie es mit den Verhält
niſſen der Grundbeſitzer in dieſem Lande ſteht, mag daraus
abgenommen werden, daß von den 315,000 Pf. St., wel
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che in dieſem Jahre auf die Vorſchuſſe der Regierung zurück
zuzahlen waren nur 3500 entrichtet werden konnten.

Das „„Quarterly Review“ enthaält eine genaue Angabe
des Vermogens, welches Ludwig Philipp voch beſitzt. Daſ
ſelbe beläuft ſich, alles zuſammengenommen, kaum auf
30,000 Liv. St. Man ſieht hieraus, wie es ſich mit den an
geblichen Schatzen verhielt, welche derſelbe in der Fremde an

gelegt haben ſolkte. neDer „„Examiner“ bemerkt uüber den italieniſchen Krieg
„Eine augenblickliche Pauſe in der wiener Anarchie hat die
öſterreichiſche Regierung in den Stand geſetzt, Radetzky's Heer
mit 25,000 Mann zu verſtarken, und ſie ſo kuhn gemacht,
den italieniſchen Krieg nicht anders beilegen zu wollen, als
auf dem Grunde, daß Oeſterreich das Gebiet von Venedig
und das italieniſche Tyrol behaält. Lord Palmerſton hat in
verſtandiger großmüthiger Weiſe abgelehnt, eine Vermittelung
auf ſo unhaltbarem Grunde zu ubernehmen. Gewiß iſt ſein
Entſchluß ein weiſer, und wir hoffen, daß keine Bemuühung
geſpart werden wird, durch ernſte Vorſtellungen eine Betho
rung zu zerſtreuen, welche, wenn Oeſterreich dabei verhaarte,
aller Wahrſcheinlichkeit nach die Schleuſen eines allgemeinen
europäiſchen Krieges offnen und ohne Frage damit enden
wurde, daß die Oeſterreicher jene Gebiete ſchimpflich verlaſſen
mußten, ohne daß ihnen von ihren Schulden ſo viel abgenom-
men wuürde, wie Manche jetzt glauben, daß ſie fordern durfen.
Es iſt jetzt gerade noch der Augenblick, dieſe Forderungen gel-
tend zu machen.“

Verhandlungen der deutſchen konſtituirenden
Nationalverſammlung vom 19. Juli.

Schoder begrundete und die Verſammlung genehmigte durch
Beſchluß den Antrag, daß der Verfaſſungsausſchuß den Bericht über
Verminderung der Eivilliſten beſchleunigen möchte.

Ruge wollte über die Ausweiſung eines Schweizers aus Han-
nover, ein anderer Abgeordneter über einen die perſönlichen Rechte
betreffenden Theil der Grundrechte ſprechen die Verſammlung ver
weigerte ihnen aber das Wort.

Auf den Vorſchlag Schmitts aus Kaiſerslautern wurde be-
ſchloſſen, daß der Geſetzgebungsausſchuß einen Geſetzentwurf über
die perſönliche Sicherheit der Abgeordneten beſchleunigen ſollte.

Vogt aus Gießen richtete an den Reichsminiſter des Jnnern
Interpellationen uber das Verbot der ſogenannten demokratiſchen
Vereine in Würtemberg, in Baiern, über das an die baierſchen Of-
fiziere erlaſſene Verbot der Theilnahme an politiſchen Vereinen, und
Hagen fuügte eine Jnterpellation über die Auflöſung des demokrati-
ſchen Studentenvereins in Heidelberg hinzu. Vogt ſtellte ferner an
den Miniſter des Auswärtigen die Anfrage, ob die Anerkennung der
franzöſiſchen Republik und die Abſendung eines deutſchen Geſandten
eingeleitet ſei. Nauwerk wollte vom Kriegsminiſter erfahren, wel
che deutſche Truppen Oeſterreich in Jtalien verwende. Blumen-
ſtetter verlangte die ſofortige Verhandlung ſeines Antrages, dahin
gehend, daß der Reichsverweſer ſchleunigſt bekannt mache, das Volk
ſei eben ſo wenig von den Steuern als von dem Gehorſam gegen die
Anordnungen der Landesregierungen in innern Angelegenheiten ent-
bunden und Schuſelka wuünſchte, daß ſich die Verſammlung ſofort
über die Gleichſtellung der Juden mit den Chriſten ausſpreche. Die
Verſammlung lehnte die ſofortige Berathung ab.

Nachdem mehrere Petitionsantrage erwähnt und abgelehnt und
einige Aenderungen der Geſchaftsordnung genehmigt worden, brachte
Baſſ ermann einen von 64 Abgeordneten unterzeichneten Antrag
über Beſchrankung der namentlichen Abſtimmung zur Sprache. Der
Namensaufruf raube zu viel Zeit. Für und wider den Antrag ſpra-
hen Laſſaulx, Oſtendorf, Schoder, Reichenſperger,
Schott und Berger, worauf die Verſammlung zur Tagesordnung
äberging. Es folgten dann mehrere Antrage über Zahl, Tag und
Stunde der wochentlich zu haltenden Sitzungen, über die Berathun
gen der Ausſchuüſſe und uber die Oeffentlichkeit der Sitzungen des
volks wirthſchaftlichen Ausſchuſſes. Endlich wurde die Tagesordnung
für die nächſte 41ſte Sitzung feſtgeſtellt und zwar die limburger An
gelegenheit zuerſt zu behandeln beſtimmt.

Ueber die limburgiſche Frage berichtete Zachariä aus Goööttin
gen als Referent des internationalen Ausſchuſſes, Der Bericht nennt

„das Herzogthum Limburg, wie es gegenwartig einen Beſtandtheil
des deutſchen Bundes bildet, eine der heilloſeſten Schöpfungen der
neuern Diplomatie und eine ſtaats und volkerrechtliche Zwitterge
ſtalt, die nicht länger das bisher geführte Leben fortſetzen kann.
Der Bericht giebt alsdann eine klare und gediegene Ueberſicht uüber
die internationale Stellung Limburgs und über das beiſpielloſe Ver
fahren des deutſchen Bundes in der ruckſichtsloſen Hingabe deutſcher
Lande an fremde Fürſten. Es wird gezeigt, daß die Bundesverſamm
lung alles verſaumte, was ſie hätte thun ſollen und muſſen, daß ſie
nicht einmal die londoner Konferenzen, in denen uüber Holland, Bel

ien, Luxemburg und Limburg entſchieden wurde, beſchickte, und daß
ie es geſchehen ließ, daß Limburg als hollandiſche Provinz unter die

ſelbe Verfaſſung und Verwaltung mit Holland geſtellt und verurtheilt
wurde, an der großen hollandiſchen Schuld (auf Limburg kommt ein
Antheil von 81 Mill. Theil zu nehmen. Nur mit dem groößten
Widerwillen hat ſich Limburg dem Hollander unterworfen. Die all
gemeine Bewegung fand daher auch in dem Herzogthum einen geeig
neten Boden und die Limburger richteten ihre Blicke nach Deutſch
land, mit dem ſie durch das Land der Bundesverfaſſung vereinigt
waren. Die holländiſche Regierung verkündete zwar den deutſchen
Bundesbeſchluß über die Wahlen zur deutſchen konſtituirenden Ver
ſammlung ſie trat aber den deutſchen Geſinnungen mit der entſchie
denen Erklarung entgegen, daß Limburg niederlandiſche Provinz und
niederlaändiſches Territorium ſei und bleibe. Die Limburger verlan
gen aber, daß 1) das Herzogthum als deutſches Bundesland von der
unnatuüclichen Verbindung mit dem Königreich der Niederlande los-
gemacht und 2) gegen eine Betheiligung an der hollandiſchen Staats
ſchuld von Deutſchland in Schutz genommen werde. Nach einer Pru
fung dieſer beiden Forderungen ſprach ſie der Ausſchuß dahin aus:
1) „Daß die deutſche Nationalverſammlung die bisherige Vereinigung
des zum deutſchen Bunde gehörigen Herzogthums Limburg mit dem
Königreich der Niederlande unter einer Verfaſſung und Verwaltung
als unvereinbar mit der deutſchen Bundesverfaſſüng betrachte, und
2) daß es fich von ſelbſt verſtehe, daß der in der 8. Sitzung vom 27.
Mai d. J. gefaßte Beſchluß der Nationalverſammlung, wornach alle
Beſtimmungen einzelner deutſcher Verfaſſungen, welche mit dem von
ihr zu grundenden allgemeinen Verfaſſungswerke nicht ubereinſtim
men, nur nach Maßgabe des letztern (ihrer bis dahin beſtandenen
Wirkſamkeit unbeſchadet) als gültig zu betrachten ſind, auch fur das
Herzogthum Limburg verpflichtend ſei. 3) Daß die Frage uber die
Verflichtung des Herzogthums Limburg zur Theilnahme an der hol-
ländiſchen Staatsſchuld der proviſoriſchen Centralgewalt zur Ver
mittlung und einer die Rechte Limburgs wahrenden definitiven Re
gulirung, deren Ratifikation der Nationalverſammlung vorbehalten
wird, überwieſen werde.

Die Verhandlung über dieſe Antrage des Ausſchuſſes war zwar
einformig, doch aber eine erfreuliche, da alle Redner dieſelbe Sache
vertheidigten und nur in der Wahl der Mittel verſchiedener Meinung
zu ſein ſcheinen. Alle Anträge des Ausſchuſſes wurden faſt einſtim
mig angenommen, nur mit einem Zuſatze des Abg. Clemens von
Bonn, welcher vorſchlug, die Eentralgewalt ſollte den Beſchlüſſen
der Verſammlung eine moglichſt ſchleunige und wirkſame Folge geben.

Hierauf fand eine kurze Verhandlung über 4 der Grundrechte
ſtatt, wo es heißt: „Die Strafe des bürgerlichen Todes ſoll nicht
ſtattfinden.“ Es ſprachen nur wenige Abgeordnete, Arndts,
Breuning und Jucho, welcher folgenden Zuſatz beantragte: „Alle
geſetzlichen Beſtimmungen, nach welchen Verminderung oder Aufhe
bung der Ehre oder der Ehrenrechte eines deutſchen Staatsburgers
als Folge mancher Strafen von ſelbſt eintritt oder als beſondere
Strafe verhangt werden kann, ſind aufgehoben, und es können fortan
Niemandem die Ehre oder die Ehrenrechte durch richterliches Urtheil
aberkannt werden.“ Diskuſſion und Sitzung wurde geſchloſſen.

Fonds- und Geld-Cours.
Berlin den 20. Juli.
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Leipzig den 21. Juli.
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Magdeburg, den 21. Juli. (Nach Wispeln.)
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Juli Auguſt 16 Br.
Aug. Sept. 17 Br.
Sept. Oct. 161 Br. 16 G.

v

v

Waſſerſtand der Saale bei Halle
am 21. Juli Abends 6 Uhr am Unterpegel 4 Fuß 10 Zoll.
am 22. Juli Morgens 6 Uhr am Unterpegel 4 Fuß 10 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 21. Juli: 5 Zoll unter 0.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 21. bis 22. Juli.

Jm Kronprinzen: Jhre Durchl. die Prinzeſſin zu Hohenlohe u.
Hr. Generallieut. v. Kanitz m. Fam. u. Bed. a. Berlin. Hr.
Ober Präſident v. Vötticher a. Potsdam. Hr. Rittergutsbeſ. v.
v. Neumann a. Gerbſtadt. Hr. OLGuAſſeſſor v. Beckedorf a.
Naumburg. Hr. Reg.Rath Danneil a. Merſeburg. Pr. Muſik
Dir. Götze m. Gem. a. Weimar. Hr. Jngen. Brown a. London.
Hr. Gymnaſ.Rector Dr. Saupe m. Gem. a. Torgau. Hr. Dir.
Kutze a. Zwenkau.

Stadt Zürich Hr. Geh. Rath Carl, Hr. Oberbeamter Stolle u.
Hr. Banquier Burchard a. Berlin. Hr. Dr. jur. Gottberg a.
Sreifswald. Hr. Bergbefl. Herter a. Wettin. Hr. Oberlehrer
Dr. Feldhugel a. Zeiz. Die Hrrn. Kaufi. Heß a. Bernburg,
Buſch a. Schwelm, Wilhelm a. Nordhauſen, v. Pallem a. Len
nep, Dillmann a. Leipzig.

Goldnen Ning: Frau Rendant Drechsler u. Frau Oberpred. Laue
a. Cöthen. Hr. OAmtm. Liebenthal a. Sömmern. Hr. Fabrik
veſ. Brunneck a. Landsberg. Die Hrru. Kauft. Kaſtner a. Mag
deburg, Marbach a. Leipzig.

Engliſcher Hof: Hr. Kaufm. Vetterlein a. Bremen. Hr. Fabrik
beſ. Rademacher a. Barmen. Hr. Rentier Grafe a. Peſth. Hr.
Commerzienrath Stelzner a. Mainz. Hr. Hofopernſänger Knoche
a. Weimar. Hr. Kapellmſtr. Hebeſtreit a. Belgien.

Goldnen Löwen: Hr. Rector Meyer a. Wörlitz. Hr. Gaſtwirth
Sauerbier a. Hohenmölſen. Hr. Dir. Henkel u. Hr. Oberbur
germſtr. Böhme a. Schleſien.

Stadt Hamburg: Die Hrrn. Kaufl. Collinger a. Verlin, Cohn a.
Köln, Neubauer a. Neiße. Hr. Bau Eleve Gericke a. Siegen.
Hr. Rent. v. d. Heiden a. Berlin. Hr. Rittergutsbeſ. v. Schauen
ſtein a. Hannover.

Hr. Wollhdlr. Baumgarten a. Crimmitſchau.Schwarzen Bär:
Hr. Oekon. Sturm a. Hohenetlau. Die Hrrnu. Kaufl. Heller a.

Hr. Leinwandfabrik. Thiele a.a. Anſpach, Frankel a. Hanau.
Steingrund.

Goldne Kugel Hr. Control. Hubert a. Halle i/ W. Hr. Dr. phil,
Feßler a. Duderſtedt. Hr. Lehrer Nitſchke a. Potsdam. Hr-
Gutsbeſ. Hellmuth a. Dresden. Die Hrrnu. Kaufl. Engel a.
Brotterode, Gratzer a. Erfurt, Schaffer a. Gotha.

Zur Eiſenbahn Die Hrru. Kaufl. Steinthal u. Kreiter a. Ber
lin, Ecke a. Kalbe, Schneider a. Magdeburg. Hr. Cand, Hiſchel
a. Meisdorf.
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Bekanntmachungen.
Steckbrief.

Der nachſtehend näher beſchriebene
Schuhmacher-Geſelle Friedrich Dietz
deſſen Name jedoch wahrſcheinlich erdich
tet iſt, angeblich aus Sandersleben, iſt
in der verwichenen Nacht aus hieſigem Ge
fängniſſe, worin er Diebſtahls halber in
haftirt geweſen, mittelſt gewaltſamen Durch
bruchs der Mauer entwichen. Es iſt der
Verdacht begründet, daß der Entwichene
ein höchſt gefährliches Subject iſt, und
es werden daher alle betreffenden Behörden
dienſtergebenſt erſucht, auf denſelben zu
vigiliren und ihn im Betretungsfalle hieher
transportiren zu laſſen.

Alsleben, den 20. Juli 1848.
Königl. Gerichts- Kommiſſion.

Signalement.
Familienname: Dietz; Vorname: Frie

drich Geburtsort: Sandersleben
Aufenthaltsort: Sandersleben; Reli-
gion: evangeliſch Alter: 21 Jahr Größe:
5 Fuß 3 Zoll Haare: dunkelbraun Stirn:
flach; Augenbraunen: dunkelbraun Augen
grau; Naſe: ſpitz; Mund: gewöhnlich;
Bart: im Entſtehen Zähne: vollſtändig
Kinn: rund Geſichtsbildung: voll Ge-
ſichtsfarbe: geſund; Geſtalt: unterſetzt:
Sprache: deutſch; beſondere Kennzeichen
an der rechten Hand zwiſchen Daumen und
Zeigefinger eine Schnittnarbe.

Bekleidung 1 ſchwarze runde Tuchmütze
mit ſchwarzem Schirm, 1 grüne Blouſe
mit Gurt von demſelben Zeug 1 wollnen
gelb, roth und hellblauen Shawl, 1 hell-
gelbe offenſtehende wattirte Weſte, weiße
mit hellblau ſchmalen Streifen verſehene
Beinkleider, 1 Paar kalblederne moderne
Stiefeln.

Nothwendiger Verkauf.
Land und e gericht Naum-

urg.Das in hieſiger Sindt sub No. 712

und 713 belegene, dem Brauereibeſitzer
Friedrich Gotthilf Starke zugehö-
rige Wohnhaus, der Brauhhof zur grünen
Tanne genannt, nebſt Braugerechtigkeit
und Zubehör, ingleichen die ehemals Sie-
beliſt'ſche Bauſtelle, ohne Rückſicht auf

5122
mit der Braugerechtigkeit und Utenſilien
dagegen auf

11,641 A 15
zufolge der, nebſt Hypothekenſchein und
Bedingungen, in unſerer Regiſtratur ein
zuſehenden Taxe, ſoll

am 2. October 1848 von Vormittags
11 Uhr

ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt wer
en.

7

Bekanntmachung in Betreff der Herabſetzung der Zinſen fürDarlehen aus den Königl. Darlehns? Kaſſen
Der Herr Finanz Miniſter hat auf unſern Antrag genehmigt, daß auch die noch

zu 6 Procent ertheilten Darlehne zur Erleichterung des Handels und Gewerbeſtandes
vom 16. d. Mt8s. ab nur zu dem künftigen niedrigen Zinsfuße von 5 Procent
verzinſet werden, ſo weit die Zinſen nicht bereits eingezogen ſind.

Berlin, d. 19. Juli 1848. Haupt- Verwaltung der Darlehnskaſſen.
(gez.) v. Lamprecht.

Vorſtehende Verfügung wird hierdurch zur Kenntniß des Publikums gebracht.
Halle, d. 22. Juli 1848. Königl. Darlehnskaſſen-Agentur.

Wucherer,
Regierungs Bevollmächtigter.

Der Verein für König und Vaterland verſammelt ſich am
24. Juli Vormittags 10 Uhr in Halle a. d. Saale. Das Lokal
der Verſammlung wird ſpäter angezeigt werden.

Der Vorſtand.
Gemeinde Sinn.

Bei der letzten Verſammlung der Gemeinde Löbitz, wo der Herr Paſtor Offer-
rem zugegen war, wurde in Gegenwart des Hrn. Paſtor geäußert, daß derſelbe wegen
Triftablöſung für jetzt bis auf weitere Anordnung ſich beruhigen ſollte, und auch nur
noch auf wenige gute Freunde zählen könnte, indem der Herr Paſtor Offerrem ſeit
einigen Jahren ſo ſchon viel Geldausgaben der Gemeinde Löbitz verurſacht hätte,
worauf derſelbe äußerte: ich werde bei Euch als Paſtor abgehen und mich um einen
andern Dienſt bekümmern. Jſt das Jhr Gemeinde Sinn? ſo beeilen Sie ſich ja,
damit wir einen andern ehrwürdigen Herrn in unſere Gemeinde berufen können. Dies
wünſcht von Herzen und ſpricht ſolches öffentlich aus

Die Gemeindeglieder zu Löbitz.

Publikum beſtens.

Cönnern, den 22. Juli 1848.

Galvano-eleetriſche Rheumatismus- Ketten
fertige ich nach Angabe eines Sachverſtändigen und empfehle dieſelben dem leidenden

Der Preis für eine ſtarke Kette von der gewöhnlichen Länge be
trägt 20 längere und kürzere, auch noch ſtärkere Ketten fertige ich auf Beſtel-
lung, beſorge auch die Reparatur der von mir ſowohl, als von Anderen gearbeiteten
Ketten und berechne überall den Preis ſehr billig.
Anpreiſung, um das Geld für dergleichen Arbeiten im Lande zu behalten.

Gewiß bedarf es keiner weiteren

Franz Hufenreuter, Klempner.
Bekanntmachung.

Jm Auftrage der Tiſchlermeiſter Prä
torius ſchen Erben habe ich zum meiſtbie
tenden Verkaufe des ihnen gemeinſchaftlich
gehörenden hierſelbſt an der Ecke der Jü-
dengaſſe belegenen Wohnhauſes einen Ter-
min in meiner Schreibeſtube auf

den 10. Auguſt c. 9 Uhr
anberaumt, zu welchem ich hiermit einlade.

Das Haus eignet ſich wegen ſeiner Lage
in der frequenteſten Straße der Stadt vor-
züglich zum Betriebe eines Handelsgeſchäf-
tes. Die Verkaufsbedingungen werden im
Termine bekannt gemacht werden und der
Abſchluß des Kaufs wird bei einem an
nehmlichen Gebote ſofort erfolgen.

Von den Kauſgeldern können 1500
geſtundet werden.

Weißenfels, den 18. Juli 1848.
Der Juſtiz Kommiſſarius

Schultze.

Die Ausſpielung der Uhr Sonn
tag den 23. d. M. iſt wegen Nichtabſetzung
der Looſe aufgehoben die geehrten Herren
werden ihren Betrag den 24. d. M. zurück
bekommen.

2000, 2mal 1600 und 1000 A ſind
auf ländliche Grundſtücke auszuleihen.
7500, 5600, 4500 und 2500 werden
auf Landgüter zur erſten Hypothek zu lei-
hen geſucht durch A. Linn in Halle,
Lucke Nr. 1386.

Ein junger Mann von anſtändiger Fa-
milie, der ſeit mehreren Jahren die prak-
tiſche Oekonomie betrieben hat, ſucht bei
ſolider Behandlung zum 1. October d. J.
ein anderweitiges Engagement als Verwal
ter. Darauf reflektirende Herren wollen
gütigſt bald ihre Adreſſe unter der Chiffre
M. C. in der Exped. d. C. franco niederlegen.

Gute reife abgebeerte Sauer-
kirſchen kauft

Carl Brodkorb in Halle.
Fr. Lange, Bandagiſt, gr. Ulrichsſtraße

Nr. 66, empfiehlt Bandagen jeder Art.
Eine hübſche freundliche Stube u. Kammer

wird mit Meubles zum 1. October zu
miethen geſucht; womöglich in einer der
Hauptſtraßen und eine Treppe hoch.
Offerten mit Z. Z. bezeichnet nimmt die
Expedition des Couriers entgegen.



Die nächſte Verſammlung des conſtitu
tionellen Vereins des Saalkreiſes findet
Donnerstag den 27. d. M. Nachmittags
2 Uhr in Beiderſee ſtatt.

Giebichenſtein, den 19. Juli 1848.
Der Vorſtand.

Auction.
Montag den 31. d. M. Nachmittags

2 Uhr werden in dem Auctionszimmer auf
dem Hofe des hieſigen Land und Stadt-
gerichts Meubles, Haus und Küchenge-
räth, Kleidungsſtücke, Betten, Wäſche und
andere Sachen gerichtlich verauctionirt wer

den. Gräwen, Auct.-C.
Auction von Gemälden, Bü-

chern, Münzen u. ſ. w.
Montag den 24. d. M. Nachmittags

2 Uhr ſoll gr. Ulrichsſtraße Nr. 20 eine
Sammlung werthvoller moderner Oelgemälde
von Verboekhofen, Gudin, Brascaſſan,
Veroée, Nimwegen 2c., eine Partie ſelte
ner Chroniken verſchiedener Stasten, die
hall. Chronik, alte Bibeln in gr. Format,
griechiſche und lateiniſche Werke hiſtoriſchen
und philoſophiſchen Jnhalts, hall. Couriere
und Wochenblätter u dgl. m. ferner eine
Münzſammlung mit ſeltenen römiſchen Sil-
ber und Kupfermünzen nebſt mehreren
alten und neuen numismatiſchen Werken,
1 Kompaß, 1 Büchſe, 2 Flinten, 1 Dop-
pelpiſtole, 1 ſchöner Hirſchfänger, Säbel,
Reußzeuge, 1 italieniſche Geige (Padua
1666), 40 Fl. 42r Rheinwein u. dgl. m.,
meiſtbietend gegen baare Zahlung verkauft
werden. (Die Gemäàlde ſind Tags vorher
im Auctionslokale ausgeſtellt.

Brandt.
Bekanntmachung.

Der Miſſions-Hülfsverein für
Halle und die Umgegend wird
Mittwoch den 26. dieſes Monats
das Miſſionsfeſt feiern. Die
Feſtpredigt hält Herr Pfarrer
Weingärtner aus Binders-
leben und den hiſtoriſchen Vor-
trag Herr Paſtor Ahlfeld.Der Gottesdienſt in der Dom-
kirche allhier in Halle wird um
3 Uhr Nachmittags beginnen.
Um recht zahlreiche Theilnahme
an demſelben wird freundlich
gebeten von dem

Comité des Vereins.

Zum Einmachen.
Aecht franzöſiſchen Wein-Eſſig,

beſte Sorte, das Quart 4
desgleichen zweite Sorte, à Quart 2

empfiehlt in feinſter Waare ergebenſt
W. Fürſtenberg.

8

Sonntag u. Montag Tanzmuſik im
Moöftel de Prusse,

Schöne billige Büchſen, ſtehen wieder

zum Verkauf bei W. Schmeil, Domgaſſe
Nr. 921

Freiimfelde.
Heute, Sonntag, Geſellſchaftstag und

Danz.

Ein mit ländlichen Arbeiten bekannter
Aufſeher findet ſogleich einen guten Dienſt
auf dem Rittergute Gnölbzig bei Als-
leben a/S.

Ein ſittliches Mädchen ſucht Familien
verhältniſſe halber ohne Gehalt ein
baldiges Unterkommen als Gehülfin einer
Hausfrau. Frankirte Offerten wolle man
unter A. R. an die Expedition des Cou-
riers ſenden.

Von den Gutsbeſitzern Herrn Füllner
und Herrn Sack erhielten wir jetzt eine
deutſche Sängerfahneg als Geſchenk. Sie

beſteht aus Seide in Schwarz-Roth-Gold,
und eine ſilberne Lyra mit vergoldeten Sai-
ten bildet die Spitze.

Wir können nicht unterlaſſen, den edlen
Gebern auf dieſe Art unſern aufrichtigſten
Dank auszuſprechen.

Die Liedertafel
in Belleben bei Alsleben a/S.

Einen Transport neue Emdner
Madjes-Heringe, ſehr fett und weich,
empfiehlt als etwas ſehr Delikates

G. Goldſchmidt.

Ein Logis von 2 Stuben, 2 Kammern,
Küche, Boden nebſt Zubehör, iſt an eine
ſtille Familie zu vermiethen

Steinweg Nr. 1714.

Mehrere ordentliche Viehmädchen, ſowie
auch Knechte und ein Enke, können ſo-
gleich Unterkommen finden durch Frau
Mohr, Klausthor Nr. 2172.

Es iſt mir ein ſchwarzer Windhund mit
weißer Bruſt zugelaufen, welcher bei mir
abzufordern iſt.

C. W. Beez in Schlettau.

Ein und zweiſpänniges Kutſchfuhrwerk,
ſowie auch ſchwere Fuhren übernimmt

A. Suppe, Bauhof Nr. 309.

Schlafſtellen ſind offen
Bauhof Nr. 309.

wowag9

Gebauerſche Buchdruckerei,

Der erſten Bürgerwehr Compagnie
zur Nachricht, daß das proviſoriſche Sta
tut noch bis Montag den 24. d. M. bei
dem Feldwebel, Herrn Klempner Meiſter
Henſchel, unterſchrieben werden kann.
Auch wird mitgetheilt, daß die Lanzen fer
tig ſind und von den betreffenden Wehr-
männern bei dem Unterzeichneten abgeholt
werden können.

Halle, den 22. Juli 1848.
Nehmiz.

Neue Roßhaar Matratzen mit Kiſſen
und ſehr gute ein und zweiſchläfrige Fe
derbetten ſind billig zu verkaufen bei

Ernſt, Trödel Nr. 780.

Es iſt mir vom 14. bis 15. d. M.
mein Pflug vom Acker geſtohlen wer mir
denſelben nachweiſt oder den Thäter ent
decken kann ſo daß ich ihn gerichtlich be
langen kann erhält eine gute Belohnung.

3ſcherben, den 20. Juli 1848.
Dönitz.

Funk's Garten.
Montag den 24. d. Abends 7 Uhr

Concert.
Stadtmuſikchor.

Paradiesgarten.
Dienstag den 25. d. Abends 7 Uhr

Concert.
Stadtmuſikchor.

Friſcher Kalk
Dienstag den 25. d. M. in der Kirch
ner'ſchen Ziegelei.

Sonntag iſt Concert und Tanz; auch
giebts friſche Pfannkuchen bei Kühne vor
dem Steinthor.

Bürgergarten.
Morgen Montag, Concert.

Vereinigtes Muſikchor.

Tivoli Theater.
Sonntag den 23. Juli. Auf vieles Ver

langen: Emilens Herzklopfen.
Hierauf: Das Feſt der Hand-
werker. Zum Schluß: Feuerwerk.

An N. N. in J. im Mansgsfeldiſchen.
Der überſandte Aufſatz kann nicht eher

Berückſichtigung finden, als bis der Ab
ſender ſich uns genannt hat. Von unſerer
Seite darf Derſelbe ſich der größten Dis
cretion verſichert halten.

Expedition des Couriers.
(Schwetſchke).
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Beilage zu Nr. 170
d e 6

Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadtund Land.
Sonntag den 23. Juli 1848.

Donaufürſtenthümer.
Die Angaben über das Einrücken der Ruſſen in die Mol-

dau haben wir Anfangs nur zweifelnd aufgenommen, nicht
weil wir die Thatſache an ſich fur unwahrſcheinlich hielten,
ſondern nur, weil die erſten Nachrichten von dort der Natur
der Sache nach mannigfacher Beſtatigung bedurfen. Gegen-
wärtig wiederholen ſich aber die Angaben daruüber ſo vielfach,
daß wir keinen triftigen Grund zum Zweifel mehr entdecken
können. Die „Wiener Ztg.“ namentlich giebt darüber folgende
Mittheilungen Berichte aus den Donau Fuürſtenthuümern mel
den, daß der Einmarſch ruſſiſcher Truppen in Jaſſy bis zum
7. noch nicht erfolgt war. Man erwartete ihn aber fur den 9.,
und es wurden zu dieſem Ende Vorbereitungen zu einem La-
ger nachſt Jaſſy getroffen, das die einruckenden Truppen, deren
Stärke man auf 4000 Mann Jnfanterie, 2000 Mann Caval-
lerie und einige Kanonen angiebt, beziehen ſollten. Einem Ge-
ruchte zufolge ſollten andere, nach der Walachei beſtimmte
ruſſiſche Truppen am 8. den Pruth bei Bova uüberſchreiten.
Weiterhin erzählt daſſelbe Blatt Nach Berichten aus Jaſſy
vom 8. Juli haben die ruſſiſchen Truppen am 6. das Gebiet
der Moldau betreten. Es kamen nämlich im Laufe des Tages
mehrere Pulks, welche einen Transport von 100 Wagen es-
cortirten von Ruſſiſch-Leowa nach der Moldau. Jhrer Aus-
ſage nach ſind ſie die Vorhut der nach der Walachei beſtimm-
ten ruſſiſchen Truppen, und ſollen in Tolczie das aus 24,000
Mann beſtehende Armee Corps erwarten. Weitere 4000
Mann haben gleich von Leowa aus ihre Richtung aufwarts
nach Skuleny genommen, und ihrer Ankunft in Jaſſy wird
fur den 9. oder 10. entgegengeſehen. Die proviſoriſche
Regierung der Walachei hat folgende Decrete erlaſſen: 1) Ab-
ſchaffung jedes Ranges und Titels. 2) Abſchaffung der Cen-
ſur. 3) Errichtung der Nationalgarde. 4) Aufforderung,
dem Staate die Gewehre zu leihen, wenn Jemand mehr als
eines beſitzt. 5) Abſchaffung der Pruügel- und Todesſtrafe.

(Köln. Ztg.)

Spanien.
Madrid, d. 12. Juli. Alle Briefe aus Catalonien

melden übereinſtimmend Cabrera habe ſich großen Täuſchun-
gen über die Stimmung der Einwohner hingegeben. Seine
Gegenwart hätte durchaus keine Wirkung hervorgebracht.

Die freiwillige Anleihe und die Zwangs-Anleihe.
Von vielen Seiten patriotiſch aufgefordert, veranlaßte das Mini-

ſterium den königlichen Erlaß vom 25. April, worin eine freiwillige
Anleihe bis zur Höhe von 15 Millionen Thaler eröffnet wurde da die
außerordentlichen Bedürfniſſe des Staates eine ſolche Summe erforder
ten. Daß der praktiſche Sinn unſeres Finanz Miniſters keine großen
Erwartungen von dieſer Maßregel hatte, iſt mehrfach angedeutet in
deſſen konnte er ſich derſelben wohl nicht entziehen. So iſt es denn
auch gekommen, und dem Vernehmen nach waren vor Kurzem noch nicht
über 3 Millionen eingegangen. Deshalb darf aber Niemand das preu-
ßiſche Volk des Unpatriotismus beſchuldigen. Die Zeit iſt in der That
noch nicht da, wo Jeder wie im Jahre 1813 und 1815 ſein Gut und
Blut willig auf den Altar des Vaterlandes niederzulegen ſich gedrungen
fühlt. Nicht äußere Feinde waren und ſind es, die das Vaterland be-
drohen und zu deren Abhaltung die Geldmittel fehlen nein, es ſind
innere Feinde, die dem Staate ſeine Kraft, die ihm und ſeinen Bür-

gern das Vertrauen zu ſich ſelbſt rauven ſie zu bewältigen bedarf es
nicht des Geldes, ſondern nur der Kraft und des Willens der Regie
rung wie der Bürger, und ſind ſie beſiegt, iſt das Vertrauen zurück-
gekehrt, ſo iſt Geld im Ueberfluſſe vorhanden. Wenn alſo freiwillige
Darlehne nicht einliefen ſo war es, weil man die Noth dazu noch nicht
einſah, weil das Vertrauen zu der Regierung fehlte, weil die reichen
Privatleute meinten, ihr Geld nur im eigenen Kaſten ſicher zu haben
und für ſchlimmere Zeiten bewahren zu müſſen, weil den Gewerbs
und Geſchäftsleuten durch das mangelnde Vertrauen alle Hülfsmittel ab
geſchnitten wurden und ſie Geld zum Geben nicht hatten und weil
Viele endlich denken mochten, daß es gar nicht einmal gerecht ſei, wenn
durch eine ſolche freiwillige Anleihe die Gutwilligen allein herangezogen
würden, es möge alſo immerhin der Zwang eintreten, der auch den
Engherzigen oder Geizigen nach ſeinen Kräften beträfe. Aus allen die-
ſen Gründen kam alſo wenig Geld und da Anleihen bei Banquiers, wie
ſie ſonſt die Aushülfe für die Staaten bieten, bei jetzigem trüben poli-
tiſchen Himmel nur mit großen Opfern abzuſchließen ſein würden, hält
die Regierung es nun für das Vortheilhafteſte und Zweckmäßigſte, das
Geld gleichmäßig aus den Kräften des Landes aufzubringen und mit
dem 10. Auguſt die in Ausſicht geſtellte Zwangs Anleihe wirklich ein-
treten zu laſſen. Das Geſetz dazu iſt der National Verſammlung vor-
gelegt und deſſen Annahme wohl nicht zu bezweifeln.

Dies ändert nun natürlich die ganze Lage der Sache. Das Finanz-
Miniſterium hat das vorhandene Bedürfniß klar dargelegt. Geben ſoll
und muß Jeder gleichmäßig nach ſeinen Kräften, und nach den aufge
ſtellten Grundſätzen wird dies auch, wenn es gerecht vertheilt und bil-
lig verfahren wird Niemand zu ſehr drücken, denn es iſt ja nur eine
Anleihe und keine Steuer. Es fragt ſich nun für die Zahlenden
nur, ob ſie vor dem 10. Auguſt zur freiwilligen Zwangs- An-
leihe mit 5 Zins, oder nach dieſem Tage zur gezwungenen
Zwangs- Anleihe mit 3 geben wollen denn daß dasjenige,
was zur Erſten gegeben iſt, zur Zweiten angerechnet wird, ſteht, wie
bekannt feſt. Für Jeden der irgend ſeinen Vortheil verſteht und es
kann wird darüber nun wohl kein Zweifel obwalten denn nicht nur,
daß man bei gleicher Sicherheit bei Erſterer einen beſſeren Zinsfuß ge
nießt, ſo hat man auch noch den weſentlichen Vortheil, daß man durch
ſolche ſ. g. freiwillige Beiſteuer ſich die Unannehmlichkeit erſparen kann,
ſein Vermögen genau anzugeben und vielleicht gar Unterſuchungen des
halb zu erleiden. Es wird nämlich nach dem Vorſchlage die Zwangs-
Anleihe nach der Selbſt- Angabe des Beitragspflichtigen veranlagt,
doch unterliegt dieſe Angabe der Prüfung von Kommiſſionen, welche
bei Bedenken über die Richtigkeit das Unterſuchungs Recht haben. Na
türlich muß man dabei ſein wirkliches Vermögen angeben oder es wird
doch angenommen, daß man es gethan hat; dagegen kann man ſich in
der freiwilligen Anleihe zu einer Höhe betheiligen, bei der es augen-
ſcheinlich iſt und man aufs Wort behaupten kann, daß ſie überreichlich
dasjenige deckt, was man von ſeinem Vermögen zu geben haben wür-
de, und ſodann hat ſicher Niemand weiter nachzufragen, wie groß denn
eigentlich das Vermögen iſt. Die Annehmlichkeit, ſolcher Anfrage zu
entgehen, iſt aber wohl werth, daß man nach Verhältniß 10 20
100 mehr zur Anleihe giebt, als gerade ſtreng nöthig wäre.

Jeder, der nun aber unter jetzigen Umſtänden noch freiwillig zah-
len will, wird natürlich fragen, welche Summe iſt es denn die i
zur Zwangs- Anleihe zu geben haben würde und die ich als mindeſten
freiwilligen Beitrag anzuſehen habe Allerdings kann ſich darauf
nur Jeder ſelbſt die Antwort geben, doch dürften die Beſtimmungen
der Verordnung und des Geſetz Vorſchlages nicht ſo allgemein bekannt
ſein daß es nicht Manchem angenehm wäre, einige Mittheilungen
über dieſelben als Richtſchnur für die Selbſt Veranlagung zu empfan-
gen. Wir wollen alſo ſolche hier zu machen verſuchen, ſo gut es in
der Kürze und bei den nicht vollſtändig genügenden Beſtimmungen der
Geſetze ſich thun laſſen will.

Der Geſetz-Vorſchlag über die ZwangsAnleihe läßt zuvörderſt alles
Vermögen unter 4000 und alles Geſammt Einkommen unter 400
frei. Er ſtellt 100 Einkommen einem Beſitz von 1000 gleich,
wenn er annimmt daß Einkommen aus Gehalten oder Gewerbebetrieb
weniger ſicher ſei und davon weniger leicht etwas entbehrt werden könn-
te, als von Einkommen und Zinſen aus Grund oder Kapital- Beſitz.
Er ſagt ſodann in Betreff der Abſchätzung: daß bei dem Vermögen
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das zum häuslichen Gebrauch dienende Mobiliar und die im Auslande
belegenen Grundſtücke nicht mit angerechnet und daß Schulden abgezo-
gen würden ſagt ferner: daß beim Einkommen die gewerblichen
Betriebs-Ausgaben aller Art und die zu zahlenden Zinſen in Abzug kä-
men die Ausgaben für den eigenen Lebens-Unterhalt aber nicht abge
ſetzt werden dürften.

Zur Beſtimmung der Summe, wonach ſich der Darlehns Betrag
richtet, hat alſo derjenige, welcher Grund und Kapital Vermögen
hat und nur allein von dieſem und von deſſen Benutzung ſeine Einnah
men zieht, dies Vermögen nach dem Tageswerth abzuſchätzen und die
Schulden abzuziehen. Wer dagegen kein Vermögen hat und blos von
einem jährlichen anderweiten Einkommen lebt, als Beſoldung Leib-
rente Geſchäftsbetrieb ec., der hat von dieſem Einkommen die Zinſen
etwaiger Schulden und die Ausgaben für ſein Gewerbe abzuziehen und
von dem übrig bleibenden Rein-Ertrage die zehnfache Summe anzuneh-
men, die dann das Anlage-Object bildet. Wer endlich ſowohl Grund
und Kapital-Vermögen, als auch ein nicht von dieſem herrühren-
des Einkommen hat, der hat den Werth des erſteren und den zehn-
fachen Betrag des letzteren zuſammen zu rechnen und danach die Sum-
me zu beſtimmen. Wo indeſſen der Grund und Kapital- Beſitz das
Mittel zur Erwerbung des Einkommens iſt, wie bei faſt allem Ge
werbebetrieb, da wird vom Beſitz oder vom Einkommen dasjenige zur
Norm genommen welches den höchſten Betrag ausmacht.

Mangelhaft iſt in der Geſetz Vorlage, daß ſich nirgends eine Be-
ſtimmung findet, wie die Abſchätzung von wechſelnden jährlichen
Einkommen vorzunehmen iſt. Soll dabei der jetzige Zuſtand die Richt-
ſchnur ſein ſo möchte der größte Theil der Gewerbtreibenden im preu-
ßiſchen Lande ganz ſteuerfrei bleiben denn die meiſten haben jetzt gar
kein Einkommen und faſt alle größeren Geſchäfte werden nur mit be-
deutendem Verluſt betrieben. Bei der Feſtſtellung des Geſetzes über die
Zwangs Anleihe wird dieſem Mangel unbezweifelt noch abgeholfen und
deshalb Beſtimmung getroffen werden für die jetzige freiwillige Ein
ſchätzung muß ſich aber freilich Jeder ſelbſt eine Richtſchnur bilden, die
wohl auf nichts anderem beruhen kann, als auf der Durchſchnitts
Summe des Einkommens welches er in den letzten Jahren gehabt hat,
zuſammengeſtellt mit der Erwartung, die er von ſeinem Geſchäft für
die nächſte Zeit hat, wenn Ruhe und Ordnung wieder zurückgekehrt ſein
werden. Man muß hoffen, daß die künftigen Einſchätzungs-Kommiſſio-
nen darüber billig und angemeſſen urtheilen werden.

Einige Beiſpiele mit Zahlen werden die allerdings verwickelte Sache
vielleicht deutlicher machen.

Wer ein Vermögen unter 4000 Werth oder ein Einkommen un-
ter 490 hat, iſt frei, bei wem aber beides zuſammen die Summe
von 4000 erreicht, der iſt pflichtig. Beiſpielsweiſe würde alſo der
jenige angezogen werden, welcher ein Grundſtück beſitzt, welches nach
Abzug etwaiger Schulden 1000 Werth hat und daneben einen Gehalt
von 300 da dieſer nach dem Geſetz einem Vermögen von 3000
gleich geachtet wird.

Die Abſchätzung des Grund und Kapital- Vermögens iſt
die einfachſte: für ländliche oder ſtädtiſche Grundſtücke iſt der derzeitige
Werth anzunehmen unter Abzug der Schulden und ohne Berückſichtigung
von vorhandenen Meubles, Wäſche, Kleider c. während Vieh und
landwirthſchaftliches Geräth nicht ausgelaſſen werden darf. Staatspapiere
und Actien können nur zum jetzigen Cours-Werth, unſicher ausſtehende
Kapitalien, nur ſoweit ſie wahrſcheinlich eingehen, mit zugerechnet wer
den. Stellt man ſo die Summe zuſammen, ſo hat man den beitrags-
pflichtigen Betrag. Alſo ein Haus für 6000 mit 1000 Hypothek-
ſchuld, 5000 Staatsſchuldſcheine zu 74 für 3700 50 Thürin-
ger Actien à 50 für 2500 geben eine pflichtige Vermögensſumme
von 11200 f.

Wir kommen nun zum Einkommen ohne Beſitz. Feſtes Ein-
kommen an Gehalt oder dergleichen bietet keine Schwierigkeit Ge-
ſchäfts Unkoſten als: Halten von Dienſt- Equipagen Büreaukoſten ec.,
wären auch dabei abzurechnen, dann das Zehnfache anzunehmen. Zum
Beiſpiel würde ſich die Summe für einen Beamten mit 600 reinen
Gehalt auf 6000 für einen andern, welcher bei 1000 Gehalt
durch Halten von Geſchirr außer den Pferdegeldern ſich einen jährlichen
Verluſt von 50 berechnen muß, auf 39500 ſtellen. Sehr ſchwierig
aber iſt die Schätzung für wechſelndes gewerbliches Einkommen, und
wir können bei Mangel an einer Regel nur das vorerwähnte Auskunfts-
mittel empfehlen. Demnach denken wir uns: ein Pachter, welcher eine
Reihe von Jahren hindurch im Durchſchnitt 400 zurück gelegt hat,
würde dazu ſchlagen müſſen das, was ihm ſein und ſeiner Familie Le-
bensunterhalt, ungerechnet des Geſinde, jährlich gekoſtet haben möchte,
alſo angenommen 800 und bei dem ſicheren landwirthſchaftlichen Be
triebe müßte er dann auch das zehnfache davon 12000 auf ſeine
Norm annehmen, obſchon in dieſem Jahre die billigen Getreidepreiſe
vielleicht nicht ſo viel abwerfen ein Gewerbsmann, welcher ſeine ganze
Jahres Einnahme ſeither vielleicht durchſchnittlich auf 1200 gebracht
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hat, wovon für Anſchaffung von rohem Material, für Miethe, Sinſen,
Unterhaltung der Gewerbsgehülfen und der Familie 1000 ausgegeben
und 200 jährlich erübrigt ſind würde wohl mit Recht ſagen können,
daß unter jetzigen Umſtänden eine Erübrigung der Art nicht mehr zu
erwarten wäre und daß er in nächſter Zeit höchſtens wieder dahin kom
men werde, das Nöthigſte zu verdienen er hätte alſo zu überlegen,
wie viel von jener Ausgabe von 1000 auf ſein und ſeiner Familie
perſönliche Unterhaltung, wie auf die Miethe, mit Ausſchluß der Ge
werbsräume, zu rechnen wäre und erreicht dies die Summe von 400
ſo iſt er von 4000 darlehnspflichtig.

Einkommen und Beſitz regulirt ſich, ſoweit beides getrennt
beſteht, ganz auf vorige Weiſe, ſo daß ein Haus von 6000 Werth
und ein Gehalt von 1000 die pflichtige Summe von 16000 erge-
ben. Jſt ein Haus und ein Gewerbe vorhanden welches letztere nur
einen Theil des Hauſes benutzt, ſo würde von dem Rein- Ertrag des
Gewerbes der Miethswerth der Gewerberäume im Hauſe abzuſetzen ſein.
Wird das Grundſtück ganz zum Gewerbe verwendet ſo kann es gar
nicht berückſichtigt werden und nur der Gewerbe- Ertrag giebt den Maß
ſtab, wenn es das höhere Ergebniß herausſtellt, während wenn der
Grundſtückswerth höher wäre, dieſer angenommen wird. Erſteres wird
in der Regel bei allen geſchäftlichen Gewerben der Fall ſein, wo Fabrik
und Handlungs Grundſtücke benutzt werden. Es hat z. B. ein Fabri-
kant in Fabrik und Maſchinerie 15,000 und im Betriebs Kapital
10,000 und verdient damit im Durchſchnitt 3000 ſo iſt er nicht
für 25,000 ſondern für 30,000 pflichtig. Der zweite Fall tritt
wohl meiſtens auf dem Lande ein: ein Gut von 40,000 Werth giebt
vielleicht 1600 Rein- Ertrag der Beſitzer wird aber nicht von dieſem
mit 16,000 ſondern vom Grundbeſitz mit 40,000 angezogen.

Jſt nun auf die vorangegebene Weiſe der Betrag nach dem Grund-
beſitz oder Einkommen ermittelt worden ſo wird zur Zwangs- Anleihe
in immer auf 10 abzurundenden Summen verlangt:

bei 4000 8000 Vermögen oder 400 800 Einkommen PCt.,
alſo 20 40 Darlehn,

bei 8001 12,000 Vermögen oder 801 1200 Einkommen
PCt. alſo 50 70 oder 80 Darlehn,

bei 12,001 20,000 Vermögen oder 1201 2000 Einkommen
PCt., alſo 90 140 Darlehn,

bei 20,001 30,000 Vermögen oder 2001 3000 Einkommen
s PCt. alſo 160 240 Darlehn

bei 30,001 40,000 Vermögen oder 3001 4000 „ß Einkommen
o PCt., alſo 270 360 Darlehn,

bei 40,001 60,000 Vermögen oder 4001 6000 Einkommen
1 pCt. alſo 400 600 Darlehn,

und ſo ſteigen die Procente weiter nach der in dem Geſetz näher an-
gegebenen Scala bis

bei 400,000 oder mehr Vermögen oder 40,000 oder mehr Ein-
kommen auf 2 pCt. alſo 8000 und für je 100 mehr Ver-
mögen oder 10 mehr Einkommen 2 mehr Darlehn.

Dieſe Beträge waren es alſo, die zur Zwangs- Anleihe nach dem
Vorſchlage gezahlt werden müßten, und nach welchen man ſeinen Bei-
trag zur freiwilligen Anleihe reichlich abmeſſen müßte um jeder Beun
ruhigung durch jene auszuweichen auch ſind ſie als verzinsliches Dar-
lehn keineswegs hoch zu nennen und obſchon es in der jetzigen geld-
armen Zeit Vielen ſchwer werden wird, ſie ſofort aufzubringen ſo wird
doch, wer irgend kann, ſicher Rath ſchaffen, um ſich noch von der
Zwangs Anleihe loszukaufen. Zu der freiwilligen Anleihe iſt es aber
freilich am vortheilhafteſten noch in dieſem Monat zu zahlen und nicht
bis zum 10. Auguſt zu warten, denn die Verzinſung beginnt erſt vom
erſten Tage des folgenden Monats an.

Bei der Zwangs- Anleihe ſind für die Zahlung 3 Termine, am
1. October 1. Novbr. und 1. Decbr. dieſes Jahres, vorgeſchlagen.

Die Obligationen beider Anleihen können gleich den Staatsſchuld
ſcheinen zu jedem Depoſitum gebraucht werden.

Die Rückzahlung der freiwilligen Anleihe hat der Staat binnen
10 Jahren verſprochen, ſich aber auch ſchon früher vorbehalten.

Die Tilgung der Zwangs- Anleihe ſoll vom 1. Januar 1850 ab mit
jährlich 1 pCt. vom Geſammtbetrage geſchehen.

Die Einzahlung zur freiwilligen Anleihe kann bei allen Regierungs
und Kreis- Kaſſen geſchehen.

Für die Bewohner von Halle dürfte es am leichteſten ſein, ihre
Beiträge nach den Sätzen abzumeſſen, womit ſie zur Einkommenſteuer
angezogen ſind, da die ſpätere abſchätzende Behörde ſich doch wohl mit
danach richten wird, ſo weit dies unter den geänderten Verhältniſſen
zuläſſig iſt.

Sollte dieſe Auseinanderſetzung der ſchwierigen Frage noch weitere
Aufklärung wünſchenswerth machen, ſo wird ſolche gern nach Kräften

gegeben werden. Aug. Jacob.
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a.

Volksverſammlung
des

Conſtitutionellen Clubs (Verfaſſungsverein)
am 20 Juli.

Die zweite vom conſtitutionellen Club angekündigte Volksverſammlung,
begann heute Abend nach halb acht Uhr im Saale des Gaſthofes zur
Eiſenbahn unter der Präſidentſchaft des Herrn Juſtiz-Comm. Fritſch.
Als Vorſitzender machte derſelbe der Verſammlung zunächſt bekannt,
daß als Thema der heutigen Beſprechung von dem Club die Frage:
welche Staatsform die meiſte Sicherheit für die Freiheit
und Wohlfahrt des Volkes gewähre? aufgeſtellt worden ſei,
weil dieſe Frage bei dem tumultuariſchen Ausgange der letzten Ver
ſammlung eine genügende Löſung nicht erhalten habe. Er ſei der Hoff
nung daß eine Verſtändigung hierüber zwiſchen den verſchiedenen Par
teien nicht zu den Unmöglichkeiten gehöre. Niemand, ſelbſt nicht das
jetzige Miniſterium verleugne, daß eine Revolution Statt gefunden habe.
Wenn ſich nun als Ergebniß dieſer Umwälzung die conſtitutionelle Mo-
narchie herausgeſtellt, ſo ſolle man zuvörderſt auf dieſem Felde,
wo auch ſo mancher Republikaner Platz finden werde fortbauen. Man
habe oft und nicht mit Unrecht dem deutſchen Volke den Vorwurf ge
macht daß es ſich zu ſehr in unpraktiſchen Theorieen bewege man ſolle
ſich hüten daß dieſer Vorwurf nicht in den jetzigen Verhaltniſſen wie
der von neuem zur Wahrheit werde, und deshalb, gleichviel ob Repu-
blikaner oder Conſtitutioneller, vielmehr gemeinſam auf dem einmal ge-
gebenen Boden das allgemeine Wohl fördern helfen.

Ehe jedoch auf die eigentliche Tagesordnung eingegangen werden
konnte gab Prof. Burmeiſter eine Erklärung über ein vor kurzem
unter dem Namen des conſtitutionellen Clubs veröffentlichtes Flug-
blatt. Dem Club ſei zum öfteren der Vorwurf der Abſonderung ge
macht worden und daraus im großen Publikum ein ungerechtes Miß-
trauen gegen ſeine Anſichten entſtanden. Der Club habe deshalb be-
ſchlöſſen von einzelnen ſeiner Mitglieder von Zeit zu Zeit auch Aufſätze
in öffentlichen Blättern und durch beſondere Schriften verbreiten zu laſſen,
welche den Anſichten deſſelben wo möglich eine größere Oeffentlichkeit
verſchaffen könnten. Wenn nun eine derartige Erklärung vor kurzem
mehrfachen Anſtoß gefunden, ſo möge man bedenken, daß bei der Art,
wie ſolche Schriftſtücke verfaßt würden, die individuellen Anſichten des
einzeinen Verfaſſers nothwendigerweiſe mit in die allgemeineren Gedan-
ken hinüberſpielten, während doch für letztere allein die Geſammt-
heit des Clubs verantwortlich ſei. Jn Betreff der vorliegenden An-
ſprache über die Erklärung des democratiſchen Congreſſes zu Frankfurt
(Cour. Nr. 159) müſſe daher der Club zwar erklären, daß eine allge
meine Mißbilligung jenes Frankfurter Aufrufes habe ausgeſprochen wer-
den ſollen er müſſe ſich aber dagegen verwahren, daß er alle einzelnen
Ausdrücke jener Flugblätter billige und vertrete, noch mehr dagegen,
daß er etwa dabei hieſige Verhältniſſe und Perſönlichkeiten habe ver-
dächtigen oder perſifliren wollen. Stud. Ehrlich freut ſich, daß der con
ſtitutionelle Club die Revolution anerkenne: aber freilich müſſe er darin
anderer Meinung ſein, daß man als Ergebniß der Revolution die conſti-
tutionelle Monarchie hinſtelle, da andere vielmehr die Volksſo,uve-
rainetät als Errungenſchaft derſelben betrachteten. Was aber das
erwähnte Flugblatt anlange, ſo genüge es nicht, wenn die Worte deſ-
ſelben allein zurückgenommen würden, denn in den Worten ſeien zu-
gleich Verdächtigungen ausgeſprochen. Es ſei deshalb wünſchenswerth,
daß der Club das Ganze zurücknehme, und zwar in derſelben Art,
wie er die Erklärung zur Oeffentlichkeit gebracht. Jn demſelben Sinne
ſprachen Herr Günther und Rawald. Die Worte jener Anſprache
enthielten eine gefliſſentliche Verdächtigung“der Halliſchen Oemocraten
und beſonders der freien Gemeinde: wogegen Prof. Burmeiſter und
d' Alton nochmals auf die bereits abgegebene Verwahrung hinwieſen,
über die man vorläufig nicht hinausgehen könne, weil man zu einem
Weiteren nicht bevollmächtigt ſei.
Prof. Burmeiſter leitete darauf die weitere Verhandlung mit

einem Vortrage über den Begriff des Volkes ein. Es gebe zwei Be
deutungen, in denen man dies Wort jetzt gewöhnlich anwende. Nach
der einen umfaſſe das Volk die ganze Nation und in dieſem Sinne be
ſtehe das Volk aus allen den verſchiedenen Kreiſen der Geſellſchaft, welche
ſich immer mit der Verſchiedenartigkeit des Berufs und der Bildung in
jedem Staate mit Nothwendigkeit bildeten. Wolle man daher eine Ma
jorität des Volkes in dieſem umfaſſenden und allein wahren Sinne er-
kunden, ſo könne dies auch nur dadurch geſchehen, daß man alle Klaſ-
ſen um ihre Meinung befrage, oder weil dies in einem geordneten
Staatsweſen nicht wohl gehe, die geordneten Vertreter des Vol
kes, die aus allen Ständen hervorgingen und alle gleichmäßig verträten.
Jn einem anderen Sinne gebrauche man fälſchlich den Begriff Volk
ſo, daß man davon diejenigen Stände ausſchließe, die bisher von der
größeren Menge der Staatsbürger ſich in einer gewiſſen Abgeſchloſſenheit
befunden hätten, gleichſam als ob dieſe Claſſen der Geſellſchaft durch jene
Jſolation des Rechtes entbehrten, mit zu dem Volke gerechnet zu werden.

Jn der Wirklichkeit könne nämlich eine ſolche Jſolation deshalb gar nicht
angenommen werden weil ſolche Stände von jeher beſtanden hätten und
vermöge der verſchiedenen Verhältniſſe auch in jedem Staate immer be-
ſtehen würden. Wenn es daher darauf ankomme, den wahren Volkswil-
len herauszuſtellen, ſo könnten dieſe Claſſen ebenſo wenig ausgeſchloſſen
werden, wie alle anderen um ſo weniger als die Geſchichte beweiſe, daß
von ihnen öfters gerade die bedeutungsvollſten und volksthümlichſten Um
wälzungen ausgegangen ſeien. Der Redner erinnert in dieſer Hinſicht an
die Niederländiſche Revolution und die Reformation in Deutſchland.
Man ſollte deshalb auch nicht glauben, daß bei unſerer jetzigen Bewegung
in dieſen mehr abgeſchloſſenen Ständen die volksthümliche Geſinnung we
niger lebendig ſei: jedermann fühle, daß heute der Tag ſei, wo alle
gleichmäßig ihre Pflicht thun müßten. Stud. Rütenick glaubt ge
gen dieſen Begriff von Volk proteſtiren zu müſſen. Er kenne kein Volk,
das durch ſolche Theile von einander getrennt werde ſondern nur einen
Geiſt des Volkes, und es komme nur darauf an zu ſehen wo der
ſelbe mächtig hervortrete. Eine Abſtimmung durch alle Claſſen könne
darüber nicht entſcheiden, ſondern nur das Reſultat (2). Stud. Ehr
lich wünſcht nur, daß bei ſolchen Anſichten, wie ſie Prof. Bur meiſter
eben jetzt ausgeſprochen, die Conſtitutionellen auch die gleiche Berechti-
gung Aller durchgängig anerkennen und namentlich dann auch für directe
Wahlen und gegen jedes Vorrecht der Krone ſtimmen möchten. Prof.
Bur meiſter entgegnet hierauf: daß der conſtitutionelle Club wenigſtens
im Principe ſchon früher ſich für directe Wahlen entſchieden habe und
das indirecte Wahlſyſtem nur für die Gegenwart in Schutz nehme. An
langend aber das Vorrecht der Krone, ſo dürfe man allerdings nicht ver-
kennen
Krone als ein erbliches Regiment ihr Recht nicht im Volke, ſon
dern in ſich ſelbſt trage. Damit ſei freilich der Begriff einer Volksſouve-
ränetät nicht ganz verträglich: aber bis jetzt. wenigſtens habe die Krone
noch dies Recht der erblichen Executivgewalt und die Majorität des
Volkes habe ſich auch nicht gegen daſſelbe erklärt.

Herr Günther zieht eine Parallele zwiſchen den Kampfen auf
dem politiſchen Gebiete und denen, welche fruher auf dem religiöſen
Statt gefunden. Die Gonſtitutionellen ſtellten jetzt die Conſtitution
gerade ſo als eine abſolute Wahrheit hin, wie fruher die Altglaubi-
gen das apoſtoliſche Glaubensbekenntniß. Die Demokraten dagegen
gingen davon aus, daß man die Reform auf dem politiſchen Ge
biete ebenſo fur permanent erklären muſſe, wie es die Lichtfreunde
früher auf dem religiöſen Gebiete gethan hatten. Deshalb traten die
Conſtitutionellen auch nicht ſo entſchieden gegen die Stockpreußen
und Ruſſenfreunde auf, weil ſie doch noch hofften, dieſe einmal zu
ihrem Dogma heranziehen zu können; ſie ſollten ſich aber vielmehr
den entgegenſtehenden Republikanern verſoöhnlich zeigen und auch die
Meinung dieſer als gleichberechtigt anerkennen. Prof. Bur mei
ſter erklart hiergegen, daß die Conſtitutionellen nicht daran dachten,
die conſtitutionelle Monarchie als einzig mögliche Verfaſſungsform
aufzuſtellen; ſie vertheidigten ſie nur für die Gegenwart und die ge
genwaärtigen Verhaltniſſe. Die Parallele mit der Religion ſei nicht
paſſend, weil die Religion etwas rein Subjectives, der Meinung des
Einzelnen Ueberlaſſenes ſei, während auf dem Gebiete des Staates
nur der Wille der Geſammtheit und nicht der einzelnen Partei zu
entſcheiden habe. Herr Günther erkennt dies fur die Entſchei
dungen in politiſchen Dingen an: allein der politiſche Glaube des
Einzelnen könne ebenſo wenig beſchrankt werden, wie der religioöſe.
Prof. d'Alton glaubt, daß der conſtitutionelle Club uberhaupt dem
Republicanismus nicht ſo entfernt ſtehe, als man gewoöhnlich an
nehme. Jhm wohne auch der democratiſche Geiſt inne und die Be
ſchlüſſe des Clubs über directe Wahlen, bei der Rückkehr des Prin
zen von Preußen 2c. könnten dies darthun. Gegen Burmeiſter's
Auffaſſung vom Rechte der Krone ſprechen noch Stud. Ehrlich,
Herr Weißgerber und Wislicenus. Man koönne kein Recht der
Krone anerkennen, außer das vom Volke ihr ertheilte; wenn daher
die Majorität des Volkes das Aufhoören dieſes Rechtes wolle, ſo
muſſe ſich auch die Krone dem Volke unterwerfen.

Jn längerer Rede ging Herr Fabr. Fuhſe auf den eigentlichen
Gegenſtand der Tagesordnung welche Staatsform fur die Freiheit
und das Glück des Volkes die ſicherſten Garantieen biete ein. Drei
Verfaſſungsformen kamen für Deutſchland hierbei allein in Betracht:
abſolute Monarchie, conſtitutionelle Monarchie und Republik. Die
erſte Form, auf den unbeſchrankten Willen des Königs gebaut, ſei
glücklicher Weiſe durch die Revolution vom 18. März zu Grabe ge
tragen worden. An ihrer Stelle ſolle jetzt nun die conſtitutionelle
Monarchie geſetzt werden, oder wie man dieſe Fremdworter verdeut
ſchen konne, das auf der Kraft und Freiheit des Volkes
begrüundete Konigthum. Wie ſucht die conſtitutionelle Monar-
chie dies durchzuführen Sie giebt zunächſt ein freies Wahlgeſetz, da
mit das Volk aus ſeiner Mitte die Maänner abordne, welche im Na
men des Volkes durch ihre Mehrheitsbeſchlüſſe die Geſetze des Staa-
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tes beſtimmen. Daneben ſteht nun freilich der König als eine un
S aber umgeben von verantwortlichen Mini-

ſtern, die dem Volke dafür Garantie leiſten daß der König nichts
Deshalb ſchon iſt

daß der König das Recht hat, einmal den Beſchluß der
Volksvertretung zurückzuweiſen; denn die Miniſter übernehmen da

Aber fur immer kann er das au
oder zweimal, denn er hat nur ein ſus

er kann die Wirkſamkeit des Beſchluſſes
An ſich iſt es dabei auch gleich

guültig, ob ein oder zwei Kammern die Volksvertretung bilden es
giebt Republiken mit zwei Kammern und conſtitutionelle Monarchieen,

Aber zwei Kammern ſind deshalb beſ
weil bei nur einmaliger Berathung oft auf eine ſchöne Rede

verantwortliche

egen das Wohl des Volkes unternehme.KRachtheil,

fur die Verantwortung.
ſondern nur zeitweiſe, ein
penſives Veto, d. h.
nur für eine Zeit aufſchieben.

die nur eine Kammer haben.
ſer,
hin Beſchluſſe gefaßt werden, die man nachher
zweite Kammer daneben, und ihre nochmalige Be
ſchlußnahme kann dann ſolche voreilige Beſchlüſſe hindern.
dieſe Kammer nicht auf beſonderen Privilegien und Vorrechten be
ruhen, dergleichen darf es in der conſtitutionellen Monarchie ſo wenig

i Mit der Republik ruhe die con-itutionelle Monarchie danach auf demſelben democratiſchen Princip,
auf der Durchführung des gehörig ausgeſprochenen Volkswil

Nur in der Gewalt welche die gefaßten Beſchluſſe ausfuhre,
liege der Unterſchied, weil in der Republik ein gewahlter Praſident an
der Spitze ſtehe, in der conſtitutionellen Monarchie ein erblicher König.
Gerade darin liege aber ein Hauptnachtheil der Republik.
der Präſident aus der Wahl der Parteien hervorgehe, ſo nehme er

eben, wie in der Republik.“

nämlich
lens.

e Berathung und Be-
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es ohne

nicht,

an einander halten.

bereut. Da tritt die

Nur darf

Denn da

Bekanntmachungen.
Bekanntmachung.

Um den vielfach eingeriſſenen Mißbräu-
chen des Aehrenleſens zu ſteuern und ſo
viel als möglich zu verhindern, daß daſſelbe
als Vorwand und Gelegenheit zum Dieb-
ſtahl auf dem Felde benutzt werde, ſehe ich
mich veranlaßt, auf die Verordnung der
Königl. hochlöblichen Regierung in Merſe
burg vom 25. Juni 1833 Amtsblatt 1833
Seite 145 aufmerkſam zu machen, welche
beſtimmt:

1) Es darf an keinem Orte ſich Jemand
eher mit Aehrenleſen befaſſen, bis die
ganze Erndte derjenigen Fruchtgattung
vom Felde eingebracht iſt, von welchem
die Aehren eingeſammelt werden ſollen,
und bis von der Ortsbehörde öffentlich
bekannt gemacht worden iſt, daß die
Erndte dieſer Frucht beendigt ſei und
nunmehr von vieſer Frucht Aehren ge
ſamwmelt werden können.

2) Jede Ortsbehörde hat die desfallſige
Bekanntmachung in Anſehung einer je-
den Fruchtgattung zu ſeiner Zeit gehö
rig zu erlaſſen.

3) Jeder, der gegen dies Verbot früher
Aehren ſammelt, wird blos dafür
mit 1 Geld oder 48ſtündiger Ge-
fängnißſtrafe, nach Befinden mit körper-
licher Züchtigung belegt.

4) Wer außerdem beim Aehrenleſen fich
noch ſtrafbare Handlungen erlaubt, hat
überdies die darauf geſetzte Strafe zu
erleiden.

Hierbei bemerke ich noch, daß nach der
angezogenen Amtsblatts Verordnung es
den Feldbeſitzern eines Orts allerdings
freiſteht, das Aehrenleſen ausnahmsweiſe

ganz zu verbieten. Jn ſolchen Fällen
haben die Ortsbehörden dieſes unbedingte
Verbot zu veröffentlichen und ſorgfältig
darüber zu wachen daß demſelben nicht
entgegen gehandelt werde.

Gegenwärtige Beſtimmung iſt von jedem
Ortsſchulzen ohne Verzug zur Kenntniß der
Einwohner zu bringen.

Halle, den 16. Juli 1848.
Der Landrath des Saalkreiſes.

v. Baſſewitz.

auch ſehr leicht ſelbſt Partei. Bei der Präſidentenwahl komme es
dann auch leichter zu Gewalthätigkeiten, wie die Geſchichte Polens
und des alten deutſchen Wahlreiches beweiſe. Auch gerathe der Praſi
dent, weil er nur auf Zeit gewählt werde, oft in Verſuchung, ſeine Ge
walt zu ſeinem und ſeiner Familie Beſten zu verwenden was bei ei-
nem erblichen Könige, der ſeine Gewalt kraft eigenen Rechtes an
ſeine Nachkommen uübertrage, nicht zu befürchten ſei. Zufolge jenes
democratiſchen Principes ſtanden daher auch die Conſtitutionellen den
Republicanern viel naher, als den Reactionaären und Hochtory's. Die
Conſtitutionellen kämpften ebenſo gut gegen dieſe Anhanger des al
ten Schlendrians, wie die Republicaner: nur die Wuhler ſeien
ihre Feinde. Republicaner und Conſtitutionelle ſollten daher feſter
r Nur ſo werde man die Gefahren uüberwaltigen

können, die Deutſchland von außen drohend umſtänden.
ſolche Ausgleichung werde das Vertrauen zuruckkehren das den Ver
kehr hemme, dadurch auch die Arbeitsloſigkeit gehoben werden, weil
dann die Capitaliſten mit Sicherheit wieder ihre Capitalien dem Ver
kehr ubergeben könnten.

Wir glauben im Jntereſſe der Zuhörer und anderer Leſer gehandelt
zu haben, wenn wir diesmal die Verhandlungen und namentlich die
mit einem wahren Beifallsſturm aufgenommene Rede des Herrn Fa
brik. Fuhſe mit größerer Ausfuhrlichkeit mitgetheilt haben.
wir, daß dieſe Volksverſammlung dazu beigetragen hat, das Miß-
trauen gegen den conſtitutionellen Club zu beſeitigen und das Publi-
kum uüber die wahren Tendenzen deſſelben aufzuklären! Wir endigen
P den Schlußworten des Vorſitzenden
ehn!

Auf ein baldiges Wieder
Dr. Haſe, Schriftführer.

Hieſigen und auswärtigen Geſchäftsfreun
den hiermit zur Nachricht, daß ich unterm
heutigen Tage das frühere Brodkorb'ſche
Materialgeſchäft übernommen habe.

Zugleich füge ich die Bitte hinzu, das
meinem Vorgänger geſchenkte Vertrauen auch

auf mich zu übertragen.
Cönnern, den 1. Juli 1848.

Carl Ernſt.
e eeeeeeeeeeeerrroeereeerreereoeeoeeeeeeeéeeeedeedecee27 Stück fette Hammel ſtehen zu ver

kaufen bei F. Hagenguth in Döcklitz.

Für die nach Halle auf den 24. Juli ausgeſchriebene Verſammlung des Ver-

Durch eine

Hoffen

e S

e ee

eins für König und Vaterland werden ſich einige dazu vom Vorſtande beauf
tragte Mitglieder am 23. Juli von 7 Uhr Abends an im Gaſthofe Zum Kronyprinzene,
am 24. 9 Uhr Morgens im Verſammlungslokale der Aufnahme neuer Mitglieder
nach 9. 2 der Statuten der alſo lautet:

9. 2. Zum Eintritt iſt jeder ehrenhafte Mann gerignet, der ſich zu dieſen Grund
ſätzen durch Unterſchreibung der Statuten bekennen will.
Einführung durch ein Mitglied

unterziehen.

Zur Aufnahme iſt die
des Vereins nöthig.

Der Vorſtand.

e Zu beachtende Käufe. t
mit darauf haftender Böttchergerechtigkeit,

welche im flotteſten Betriebe und dieſes Grundſtück jähr-
1) Ein Haus in Leipzig,

vorzüglichſten Geſchäftslage
in der

lich 2000 Miethzinſen tragend; Anzahlung 8000 A.
2) Ein Haus in beſter Meßlage für 15,000 Anzahlung 5000 A.
3) Ein Haus, worin ein ſehr frequentes Materialgeſchäft beſteht, Preis 25,000

Anzahlung 9000 A.
Bei jedem dieſer Grundſtücke legt der Käufer ſein Kapital zu 8 und 9 pCt. Zin

ſen an, laut Contracten.
4) Ein hieſiges Gaſthaus erſten Ranges ſammt Einrichtung

An- und bequeme Nachzahlungen.
circa 20,000

5) Ferner ſind in der Umgebung Leipzig zwei gut gelegene Rittergüter zu ver
kaufen
4 pCt. ſicher anlegt.

wo der Käufer ſein Kapital bei gegenwärtigen Produktenpreiſen zu

Auf mündliche oder frankirte Anfragen das Nähere bei dem Oekonom Böhme
in Leipzig, an der Neukirche Nr. 37.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Ah
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